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KRITIK DER

SOLIDARITÄTSDEMONSTRATION V

D R E I  K R I T I K P U N K T E  Z U R  

F R A N K F U R T E R  D E M O N S T R A T I O N  

G E G E N  D A S  S D S - V E R B O T

Die folgenden Thesen kritisieren 

auch die eigene Position der B e ­

triebsprojektgruppe bei der V o r ­

bereitung der Demonstration. Auch 

stellt sich sofort und nicht wieder 

erst beim nächsten äußeren Anlaß 

die Aufgabe, in jeder politishcne 

Gruppe die Bündnis- und die Gewalt­

frage gründlicher zu klären, als es 

in kurzen Thesen möglich ist.

1. Die Demonstration war ein fal- 

scher K o m p r o m i ß  zwischen einer 

defensiven Bündnistaktik und 

einer ungeklärten Übernahme 

Heidelberger SDS-Stadtpolitik

Es sollte ein öffentlicher Protest­

marsch aus Solidarität mit den 

Heidelberger Genossen so veran­

staltet werden, daß auch die Frak­

tionsgegensätze in der S P D  ver­

schärft würden, d. h. die Frankfurter 

Sozialdemokratie sollte die Rück­

nahme des Verbots fordern; das war 

das eine Konzept. Es richtete sich 

hauptsächlich an die Öffentlichkeit 

und sollte zunächst mit der

ausdrücklichen Ankündigung ver­

sehen werden, es gehe u m  keine 

'Kampfdemonstration. Das andere 

Konzept wollte die Intention Heidel­

berger Stadtpolitik aufnehmen, 

blieb aber bei der Ankündigung 

zukünftiger Aktionen stehen und 

erreichte bei dieser D e m o n ­

stration selbst das genaue Gegen­

teil, nämlich gar keine "Entlarvung" 

städtischer SPD-Autorität!
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Die beiden Konzepte wurden in d e m  

K o m p r o m i ß  zusammengefaßt, daß die 

S P D  als Demonstrationsziel sowohl 

gezwungen werden sollte, Partei gegen 

das SDS-Verbot zu ergreifen; auch 

sollte sie zumindest agitatorisch als 

moderne Reformfraktion der west­

deutschen Klassenherrschaft entlarvt 

werden. Heraus k a m  praktisch ein 

Appell an d i e  Frankfurter SPD, also 

ein R  ckfall i n  bittstellerischen Pro­

test.

Das Bündnis mit d e m  S H B  beruhte auf 

der bei fast allen verbreiteten Illusion, 

die Verurteilung des Verbots durch 

den Frankfurter Unterbezirksvorstand 

(wie sie übrigens auch ohne ein Bünd­

nis wahrscheinlich zustandegekommen 

wäre), sei ein reeller S c h r i t t , u m  die 

Aufhebung zu erreichen. Vergessen 

wurde, welche Rolle die südhessische 

S P D  seit Jahren mit ihrer linken P o ­

sition in der Gesamtpartei spielt. A u ­

ßerdem wurde sie in diesem Fall 

äußerst schwach von der liberalen 

Presse unterstützt. Bundesregierung 

und SPD-Vorstand und ebenso alle 

anderen Gremien verhielten sich tra­

ditionsgemäß völlig "neutralM; der 

politische Präzedenz- und Testfall 

eines lokalen Einzelverbots wird a l s o

durchgespielt. Die einzige Wider­

standsform ist zunächst die ständige 

Praktizierung normaler politischer 

Freiheitsrechte, wobei sich in Heidel­

berg der Ernst des staatlichen V e r ­

folgungswillens heraussteilen wird. 

Anmerkung zur Bündnisfrage: Auf dem 

jetzigen Stand stellt sich kaum das 

klassische Problem der Einheitsfront, 

die reale Machtpositionen bei den O r ­

ganisationssubjekten und allgemein 

im Klassenkampf ausdrückte; bei der 

Koalition von Studentengruppen geht 

es u m  die aktuelle Vereinigung der 

jeweiligen Massenbasis, die beim SHB 

vor allem eine massive studenten-par- 

lamentarische Wählerbasis sein dürfte^ 

Es handelte sich also eigentlich nur 

u m  die SHB-Unterschrift auf d e m  

Flugblatt.

Spätestens nach der Frankfurter SPD- 

Erklärung, oder besser gesagt, schon 

vorher, hätte als öffentliches Ziel 

A E G  Telefunken, Hochtief oder die 

Kreditanstalt für Wiederaufbau als 

Hauptinteressenten des Cabora-Bassa- 

Projekts geplant werden müssen, u m  

die Gegenwart der imperialistischen 

Agenturen gerade im progressiven 

Frankfurt zu demonstrieren, was ein 

klares Licht auf die scheinheilige

redaktion/ a b o n n em en ts
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Imperialismuskritik der Frankfurter 

S P D  geworfen hätte. Auch in diesem 

Fall wären die Adressaten über die 

Öffentlichkeit diffus erreicht worden, 

soweit es sich nicht u m  die unmittel­

bar Beteiligten handelte, aber der 

Inhalt wäre politisch eindeutiger ge­

wesen und zudem für die eigene Agi­

tation geeigneter.

Die Übertragung Heidelberger SDS- 

Stadtpolitik beweist sich an dieser 

Stelle

Demonstration als schematisch und 

als ungeeignet, eine wirklich z u s a m ­

menhängende Praxis in Frankfurt zu 

entwickeln. Diese Einsicht hätte sich 

schon aus der Analyse der SPD-Frak- 

tionen ergeben können;, denn auf sicht­

bar reaktionäres und obrigkeitliches 

Verhalten ist hier nicht zu vertrauen. 

Entlarvungen müssen hier gezielter 

ansetzen, als es in einer allgemeinen 

Kennzeichnung von öffentlichen Kon­

frontationen der sozialistischen und 

demokratischen Bewegung mit der 

stadtpolitischen Autorität wie in Hei­

delberg gemeint ist. Die richtige Kri­

tik an jenen Studenten, die fluchtartig 

die Hochschule und ihre eigene Ver­

gangenheit verlassen lieben, gibt noch 

keine positive Antwort auf die Fragen, 

die sich in der besonderen lokalpoli­

tischen Situation jeweils stellen. So­

wohl in der Stadtteilarbeit ls auch 

bei ko m m e n d e n  Straßenaktionen m u ß  

die Frankfurter Situation genauer als 

dieses M H  analysiert werden.

2. Von der Bündnisfrage mit dem S H B  

überlagert, ist das Problem der 

Gewalt falsch gestellt worden.

In Frontstellung zur ungezielten IYTili- 

tanz einiger Aktionen auf der Straße 

hat sich inzwischen ein Argument 

durchgesetzt: Gewalt sei Arbeitern 

nicht zu vermitteln, während die an­

fänglichen Kontakte in Betrieben usw. 

gefestigt werden. Dieses Argument 

hat hierbei nicht den Charakter einer 

im einzelnen und aktuell begründeten 

Taktik, sondern eines allgemeinen 

Grundsatzes: Gewalt soll erst dann 

sinnvoll sein, wenn sie als proletari­

sche Aktion wirklich Gegenmacht dar­

stellt. Daß aber das Problem damit

vorpolitisch gestellt ist, läßt sich 

schon durch eine einfache Umkehrung 

aufzeigen: läßt sich etwa Gewaltlosig­

keit vermitteln? Es wird damit klar, 

daß der Inhalt einer Aktion, nicht die 

Militanz als solche vermittelt werden ‘ 

muß., d. h. es ist zu bequem, auf 

spätere Klassenkämpfe zu verweisen 

und nicht zu sagen, wie es dazu k o m ­

m e n  soll. - Grundsätzlich m u ß  zwi­

schen Militanz als Frage aktueller 

Taktik und revolutionärer Gewalt als 

Problem des politischen Widerstands 

gegen die offenen und verdeckten G e ­

waltverhältnisse in der gegenwärtigen 

Klassengesellschaft und als Frage des 

schließlichen Machtkampfes klar unter 

schieden werden. Denn das m u ß  jede 

revolutionäre Praxis erreichen: das 

Bewußtsein von den bestehenden hoch­

organisierten KHssenverhältnissen 

als Gewaltzusammenhang und der M ö g ­

lichkeit, dagegen zu kämpfen. Dazu 

wird es aber weder automatisch in 

wirtschaftlichen Krisenzeiten k o m m e n  

noch schrittweise beim Aufbau einer 

politischen Organisation, sondern es 

müssen Kampf- und Aktionsformen ge­

funden werden, die ein solches Bewußt 

sein auf jedem Kampf- und Organisa­

tionsniveau wirklich vorantreiben. Wie 

wenig wir bisher aus richtigen und 

falschen Ansätzen der antiautoritären 

Aktionsbewegung gelernt haben, zeigt 

sich daran, daß z. B. kein ''nicht- 

revisionistischer" Genosse (außer der 

SAG) etwas unternommen hat, als 

mehrere Bauarbeiter tödlich verun-' 

glückten und noch dazu bei der Deut­

schen Bank an deren 100. Geburtstag 

in Anwesenheit höchster finanzkapi­

talistischer, lumpenbourgeoiser und 

politischer Prominenz. Wahrschein­

lich haben die meisten revolutionären 

Zeitungsleser, statt den Lokalteil 

politisch zu lesen, pflichtbewußt den 

Wirtschaftsteil nach konjunkturellen 

Krisenzeichen durchsucht. Dieses ein 

zelene Beispiel demonstriert, d'-ß 

die Gewaltfrage politisch gerade da •



anfängt, w o  sie meist opportunistisch 

ad acta gelegt wird.

Es müßte dagegen ^n der Begründung 

provokativer Aktionen kritisch ange­

setzt werden, die vor Jarehn in einer 

Situation der Kampfstille gegeben w u r ­

de, daß nämlich unsichtbare Herr­

schaftgewalt mit provokanten Aktionen 

manifest gemacht werden sollte. Zwei 

Gef' hren liegen in diesem Konzept:

1. daß solche Manifestationen sich 

weitgehend auf die Intelligenz konzen­

trieren, und demzufolge 2. , daß die 

Übermacht der herrschenden Gewalt 

resiffnativ betont wurde. Nur in den 
Springerblockaden ist sowohl der kämp-. 

ferische Widerstandswille sichtbar 

geworden als auch die klassenmäßige 

Beschränktheit durchbrochen; in ande­

rer Weise ist dies beo den Straßen­

bahnaktionen in Heidelberg, Hannover 

u.a. gelungen. Die gegenwärtige Situ­

ation ähnlicher Kampfstille verlangt 

neue Lösungen, die klassenbestimmter 

sein müssen und bessere Vorbereitung 

und m e h r  Phantasie verlangen. W e n n  

es irgendeine Bedeutung hrben soll, 

sich anti- oder nicht-revisionistisch 

zu nennen, müssen wir diese Lösungen 

finden. Sonst werden alle vorsichtigen 

Wachstumstheorien des Klassenbewußt­

seins zu einer mechanischen Konstruk­

tion - und dies ist letztlich revisioni­

stisch. Es ist hiermit das strategische 

Problem nur Umrissen worden, und 

es ist notwendig, es in einzelnen prak­

tischen Situationen zu vergegenwärti­

gen sowie es revolutionstheoretisch 

auszuarbeiten.

3. Die Demonstration w ar übertrieben 

auf organisationsmäßige Z u s a m m e n ­

fassung der beteiligten Gruppen an- 

gelegt, statt darauf, bestehende 

Kontroversen auszutragen und 

öffentlich zu machen.

Der schlechte K o m p r o m i ß  in der Bünd­

nis- und Gewaltfrage läßt sich auch 

auf die fixe Idee zurückführen, Vorbe­

reitung, Teach-in und Demonstration 

müßten hauptsächlich ein or^anisations- 

vereinheitlichender Schritt sein. D a ­
durch ist eine Produkte Kentroverse 

verhindert worden, teils schon, in­

d e m  sie in jeder einzelnen Position 

zurückgenommen wurde. Die Teach- 

in-Öffentlichkeit, wenn sie überhaupt

einen Sinn haben soll, ist auf eine 

solche Politisierung u m s o  m e h r  ange­

wiesen, M s  die meisten Organisations­

ansätze keinen praktischen Bezug 

zu den Studentenmassen haben. Hier­

hin gehört auch die Auseinanderset­

zung mit jenen, die vorab die Orga­

nisation der Theorie betreiben wollen 

und damit praxisfeindlichen Vorur­

teilen verunsicherter Studenten Auf­

trieb geben; es hätte z. B. die M a r ­

xistische Aufbauorganisation trotz 

ihrer praktischen Nichtbeteiligung 

an den einfachsten Agitationsaufgaben 

ohne weiteres sprechen können. Denn 

nichts steht dagegen, die Kontroversen 

öffentlich zu führen. Eine formale 

Geschlossenheit ist praktisch bedeu­

tungslos, denn es geht nicht u m  die 

interne Selbstklärung schon orga­

nisierter Gruppen, welche nach außen 

Repräsentatiaa üben.

( Betriebsprojektgruppe)

BERICHTIGUNG DER ROTEN GARDE GAGERN

Im SC-Info Nr. 48/49 auf S .15 be­
hauptet Bodo Voigt: Mnur sollte sie 
(die organisatorische Schulung) sich 
dogmatischen Verengungen, wie sie z. 
B. in der Plattform der KPD/ML - 
auf die die Schüler sich hauptsäch­
lich beziehen - erkennbar sind, 
nicht von vornherein unterwerfen.”

DIESE BEHAUPTUNG ENTBEHRT JEGLICHER 
GRUNDLAGE. Ein Genosse, der inzwi­
schen aus der Roten Garde Gagern aus 
geschieden ist, hat diese Informa- % 

tion auf Grund seiner falschen sub- 
jektivistischen Einschätzung der La­
ge an B.Voigt, den er persönlich 
kennt, weitergegeben.

Die RGG ist momentan nicht in der 
Lage, sich als gesamte Gruppe mit 
den verschiedenen Organisationen 
ideologisch auseinanderzusetzen. Sie 
befindet sich gerade in einer Schu­
lungsphase, in der die nötigen Kri­
terien zur Organisationsfrage erar­
beitet werden sollen. Die RGG ist 
deshalb jetzt noch nicht bereit, auf 
Angriffe von anderen Gruppen in­
haltlich einzugehen.

Inzwischen hat die RGG beschlossen, 
daß Mitglieder ohne besonderen Auf­
trag der RGG keinerlei Informationen 
an andere Gruppen weitergeben dürf- 
fen.



.B-1\ DIE SCHWIERIGKEITEN DDE 
SOLID..DITaT KIT DEN HEIDELBERGER 
GEIK'SSEU

1 .

Wenn man die Bündnisfrage mit der 
Militanzfrage unmittelbar ver­
knüpft, müssen Fehler entstehen.

Wir haben schon bei der Kambod­
scha-Demonstration gesehen, daß 
wir in Erklärungsschwierigkeiten 
kommen, wenn wir eine "Einheits­
front" aller friedliebenden und 
demokratischen Kräfte nur mit dem 
vagen Hinweis auf unser antirevi­
sionistisches Selbstverständnis 
ablehnen. Wir haben gesehen, daß 
sich dieses Selbstverständnis im 
Kern immer noch allein an der Fra­
ge der Militanz festmacht. In der 
Kambodscha-Angelegenheit haben wir 
versucht, dieses Dilemma mit einem 
Teach-in-Beitrag über die Koexi­
stenzfrage zu lösen. Daß das nicht 
ausreicht, war uns allen klar.

1) den defensiven Charakter einer 
solchen Aktion,
2) die Notwendigkeit eines Herunter- 
spielens der anti-revisionistischen 
Identität der Gruppen aus angeblich 

taktischen Gründen,
5) die derzeitige Unmöglichkeit, 
aus diesem Anlaß vor oder in Be­
trieben zu agitieren. Sie hat von 
diesen drei Ableitungen her das 
vorgeschlagene Demonstrationsziel, 
das SPD-Haus in der Fischerfeldstr., 
abgelehnt und eine Kundgebung auf 
dem Römerberg vorgeschlagen. Sie 
hat damit von vornherein die Dis­
kussion möglicher militanter Maß­
nahmen unsererseits ausgeschlos­
sen. Sie hat damit dem SHB ermög­
licht, auf den abstrakten Protest 
gegen das Cabora-Bassa-Projekt 
auszuweichen und diese imperia­
listische Spezialität des bundes­
republikanischen Kapitals abzu­
trennen von der Tätigkeit der SPD 
als Staatspartei.

2 .
Bei der Vorbereitung der Solidari­
tätsdemonstration für die Heidel-^ 
berger Genossen sind wir noch un­
mittelbarer mit dem gleichen Pro­
blem konfrontiert worden: alle be­
teiligten Gruppen teilten die all­
gemeine Einschätzung der angesichts 
des Verbots zu mobilis ierenden Ziel­
gruppe. Die "Marxistische Aufbau­
organisation" hat sie in ihrem Pa­
pier so formuliert:

"Einen unmittelbaren politischen 
Machtfaktor stellt in der BRD im 
Augenblick nur das liberale und de­
mokratische Potential dar. auf das 
sich unter anderem die SPD/FDP-i-Koa- 
lition noch stützen muß, und zu dem 
sie sich durch das Verbot in Wider­
spruch gesetzt hat. Diesen Wider­
spruch können wir taktisch ausnut­
zen. indem wir mit einem Aktions­
bündnis mit den Liberalen und dem 
Mittel des öffentlichen Drucks auf 
die Regierung einwirken, um womög­
lich eine Zurücknahme des Vorbots 
oder zumindest ein Stillhalten ge­
genüber Nachfolgeorganisationen 
zu erreichen."

Soweit richtig. Die KG hat daraus 
abgeleite t

Die KG, die "Marxistische Aufbau­
organisation", der SHB und der Frank 
furter Unterbezirk (siehe seine 
Presseerklärung, die mit Cabora 
Bassa technokratische Zentralisie­
rungsinteressen verbindet und weit 
davon entfernt ist, anti-imperia­
listische Forderungen durchsetzen 
zu wollen) sind sich in einem 
Punkt einig, auch wenn man unter­
schiedliche Motive konzedieren 
will:

"Ebenso setzen die Gruppen unre­
flektiert die schlechte Tradition 
der Studentenbewegung fort, die 
jetzt mit dieser Demonstration ihre 
alten abstrakten Internationalis­
mus-Kampagnen wieder aufvärmen. In­
sofern muß auch die Heidelberger 
Gruppe kritisiert werden. Eine zen­
trale Cabora-Bassa-Kampagne ist 
jetzt nicht nur aus technischen Er­
wägungen nicht mehr zu realisieren, 
wie Frank Wolff meint, sondern hat 
eben überhaupt zum jetzigen Zeit­
punkt keine Funktion mehr. Noch we­
niger Sinn hat es, eine abstrakte 
Vermittlung von abstraktem Inter­
nationalismus mit der deutschen In­
nenpolitik zu leisten. Noch gro-



tesker ist die Vorstellung der 
SAG Darmstadt, den abstrakten In­
ternationalismus den Arbeitern vor 
den Betriebstoren zu verkaufen." 
(M.A.O.)

Das Pochen auf "realpolitische" Ein­
schätzung der gegenwärtigen Macht­
verhältnisse und das Konstatieren 
der fehlenden Klassenkämpfe des Pro­
letariats eröffnen eine unendliche 
Rationalisierungskette für diejeni­
gen, die sich den tagespolitischen 
Notwendigkeiten entziehen wollen, 
indem sie behaupten, solche Ereig­
nisse wie das Heidelberger SDS-Ver- 
bot müßten ganz getrennt von den 
langfristigen Aufgaben, din eigent­
lich revolutionären, behandelt wer­
den. Von daher ist es auch konse­
quent zu behaupten, der notwendige 
Organisierungsprozeß, die notwendi­
ge Theoriebildung müsse sich ge­
trennt von solchen tagespolitischen 
Kämpfen vollziehen.

Es ist legitim zu sagen, daß man 
aus theoretischen und arbeitsöko­
nomischen Gründen unfähig ist, sich 
mit den Problemen einer Betriebs­
agitation zu Fragen des Staates und 
des Imperialismus auseinanderzuset­
zen, wenn gleichzeitig gefragt wird, 
welche Kooperationsbedingungen und 
durchschaubaren Arbeitsteilungen ge­
schaffen werden müssen, damit die­
ses Unvermögen der Betriebsgruppen 
aufgehoben werden kann; es ist aber 
illegitim zu behaupten, eine solche 
Agitation sei gegenwärtig unnötig 
und verderblich, weil die Arbeiter 
das nicht verstehen könnten, weil 
das den langfristigen Organisations­
prozeß verhindere, weil es die Stu­
dentenrevolte fortsetze. Die Stu­
dentenrevolte ist schließlich nicht 
daran zerbrochen, daß sie falsche 
Themenstellungen aufgegriffen hät­
te, sondern weil sie an einem be­
stimmten Punkt realisieren mußte, 
daß diese Themenstellungen unorga­
nisiert und unsystematisch von we­
nigen Individuen nach undurchschau­
baren Kriterien in Aktionen und Le­
gitimationen eingebracht wurden.

3)

Wenn man also der Meinung ist, daß 
Organisation und politischer Kampf

zumindest zusammen gedacht werden 
müssen, daß es hier kein Nacheinan­
der geben kann, so hat man nach den 
Organisationsinhalten, nach Kampf­
zielen zu fragen: Was sind also bit­
teschön die Inhalte und Ziele von 
Betriebsagitation, von Politik an 
der Hochschule? Keine Betriebsgrup­
pe kann behaupten, daß es genügt, 
sich an die Chemie-Tarifrunde anzu­
hängen, um damit Klassenbewußtsein 
zu erzeugen.

"Das politische Klassenbewußtsein 
kann dem Arbeiter nur von außen ge- . 
bracht werden, das heißt aus einem 
Bereich außerhalb des ökonomischen 
Kampfes, außerhalb der Beziehungen 
zwischen Arbeitern und Unternehmern. 
Das Gebiet, aus dem allein dieses 
Wissen geschöpft werden kann, sind 
die Beziehungen aller Klassen und 
Schichten zum Staat und zur Regie­
rung, sind die Wechselbeziehungen 
zwischen sämtlichen Klassen. Des­
halb darf man auf die Frage: Was 
ist zu tun, um den Arbeitern poli­
tisches Bewußtsein zu vermitteln?
- nicht allein die Antwort geben, 
mit der sich in den meisten Fäl­
len die Praktiker begnügen - von 
den Praktikern, die zum Ökonomis­
mus neigen, zu schweigen -, nämlich 
die Antwort: 'Zu den Arbeitern ge­
hen.' Um den Arbeitern politisches 
Wissen zu vermitteln, müssen die 
Sozialdemokraten in alle Klassen der 
Bevölkerung gehen,. . 7 " (Lenin, Was 

tun?, AW I, S.177)

Wenn man diese Forderungen Lenins 
zunächst akzeptiert, so ist eine 
zunächst liberale Forderung, wie 
wir sie vor der Demonstration an 
den SPD-Unterbezirk gestellt haben, 
nur sinnvoll, wenn man sie gleich­
zeitig verbindet mit einer gemein­
samen Diskussion der Möglichkeiten 
einer langfristigen und kontinuier­
lichen Stadtpolitik. Sie hätte über­
dies zu kontrollieren, wie der Un­
terbezirk seine verbalen Zusagen- 
wahr macht, und aus dieser Kontrol­
le ^agitatorische Konsequenzen zu 
ziehen. Die KG und andere haben 

. dies als "Fixierung an die SPD" ab­
getan..,..,.



Wir, die "Pädagogen", konstatieren 
sel"bstkristisch, daß wir nicht in 
der Lage waren, zu diesem Anlaß 
die marxistische Theorie vom kapi­
talistischen Staat analytisch auf 
die Politik der SPD im Zusammen­
hang mit dem Heidelberger SDS-Ver- 
bot so anzuwenden, daß sich eine 
klare Linie für die Agitation zur 
Demonstration ergeben hfctte.

Welche Konsequenzen haben wir dar­
aus zu ziehen?

Auf dem gegenwärtigen Stand der Be­
wegung in Frankfurt sind Konfronta­

tionen mit der Stadt- beziehungs­

weise Staatspartei SPD in der 
nächsten Zeit aus zwei Arten von 
Anlässen zu erwarten und anzu- 
s treben:

1) hervorgehend aus der Praxis der 
Stadtteilgruppe "Boter Gallus"; der 
erste Ansatz zu einer Konfrontation 
mit der SPD hat sich hier anläßlich 
der Mietkampagne bereits gezeigt,

«Icbiaflte aus objektiven Gründen je­
doch noch nicht weiter getrieben 
werden; 2

2) im Zusammenhang mit Impfcfialis- 
musfragen, etwa bei Aktionen gegen 
das Cabora-Bassa-Proejekt. In die­
ser Frage hat sich die Frankfurter 
SPD, auch wenn ^ie uns kurzfristig 
damit gelascht hat*- festgelegt; 
ebenso, wie in der Frage des SDS- 
Yerbots.

Aus arbeitsökonomiBchen Gründen 
sind wir nicht in der Lage, die in­
haltliche Vorbereitung anti-impe­
rialistischer Aktionen, teahh-ins 
und Demonstrationen als Gruppe zu 
tragen. Was wir jedoch können und 
müssen, das ist, uns als Gruppe 
auf Konfrontationen, wie sie aus 
derartigen Anlässen hervorgehen 
können und müssen, organisiert und 
systematisch vorzubereiten.

Wir haben daraus folgende Konse­
quenzen gezogen:

1) Wir delegieren vier Genossen 
zur Mitarbeit in der Trikont- 
beziehungsweise Amerika-Gruppe;

2 ) in unserer organiBationstheore­
tischen Schulung werden wir in der 
nächsten Zeit die Staats- und Impe­
rialismus-Problematik intensiv be­
handeln, beginnend mit Lenins 
"Staat und Revolution".

Schließlich erwarten wir von der 
Stadtteilgruppe "Roter Gallus", daß 
sie ihre Erfahrungen aus der Mitt­
kampagne möglichst bald veröffent­
licht, damit die Frankfurter Gruppen 
die zukünftige Politik gegenüber der 
Frankfurter SPL diskutieren und 
über die notwendige Kooperation bei 
ihrer theoretischen Erarbeitung 
entscheiden können.

"Pädagogen"-Gruppe

ZUR FRAGE DER BÜNDNISPOLITIK

Im Anschluß an die Demonstration 
gegen das Verbot des Heidelberger 
SDS ist die Form der Demonstra­
tion und das Aktionsbündnis, das 
die revolutionären Gruppen in FFm 
mit dem SHB eingegangen waren, 
kritisiert worden. Vor allem wurde 
argumentiert, die wenig militante 
Form der Demonstration habe dem 
SPD-Unberbezirksvorstand Gelegen­
heit gegeben, sich auf eine un­
verbindliche Weise mit unseren 
Forderungen scheinbar zu solida­
risieren und es sei ihm so gelun­
gen, zu verschleiern, daß sich 
unser Kampf ja gerade gegen die 
SPD richtete und damit unserem 
Kampf die Spitze zu nehmen.

Wenn man die Demonstration mili­
tanter durch-’ eführt hätte, (z.B. 
als Besetzung des SPD-Hauses), 
wäre unsere Frontstellung zur 
SPD eindeutig in Erscheinung ge­
treten. Diese Frage zu klären - 
nämlich wie wir uns gegenüber der 
'linken' SPD, dem SHB und anderen 
reformistischen Organisationen ver 
halten sollen, - ist nicht nur im 
Rahmen einer nachträglichen Selbst 
kritik und unserer uemonstration 
gegen das Heidelberger verbot des



SDS relevant, sondern wird uns 
mit Sicherheit auch in Zukunft bei 
ähnlichen Aktionen wieder beschäf­
tigen. Es muß daher der Versuch ge­
macht werden, sie prinzipieller 
zu klären, als bisher geschehen 
ist. Nur dadurch können wir ver­
hindern, daß unsere Politik blind­
lings zwischen Angeboten zu einer 
'demokratischen' Einheitsfront und 
einem unpolitischem Scheinradika­
lismus hin und her schwankt.

Wenn man das Aktionsbündnis, das 
wir im Rahmen der Heidelberger Ak­
tion mit dem SHB eingegangen sind, 
und dem die meisten der auf der 
vorbereitenden Diskussion am Abend 
des 28.6. anwesenden Gruppen im 
Prinzip zugestimmt hatten, nach­
träglich noch einmal genauer be­
stimmen will, müssen vor allem 
3 Punkte geklärt werden:

10 Welche prinzipiellen Differen­
zen bestehen zwischen unw und 
dem SHB bzw. der 'linken' SPD 
im Hinblick auf die Fragen, um 
die es bei der Demonstration 
ging?

es "verfassungsrechtlich auf starken 
Füßen" stünde?

Die Mitglieder des SPD-UBV und des 
SHB nennen sich 'Sozialisten', ei­
nige sogar Marxisten, indem sie 
sich hinter diese Begründung des 
UBV stellen, billigen sie aber grund 
sätzlich den bürgerlichen Gerich­
ten das Recht zu, sozialistische 
Gruppen zu verbieten.

nie Verfassung der Bundesrepublik 
von 1949 samt Notstandszusätzen 
von 1968 sind aber nichts anderes 
als ein formaldemokratischer Schein 
zur Verschleierung der bürgerlichen 
Diktatur. Was dieser notdürftig ver­
schleierten Diktatur nützt, ist a  
verfassungsrechtlich auch legiibi-^ 
mierbar. Eben deshalb erklären der 
Heidelberger SDS und die revolu­
tionären Sozialisten dem bürgerli­
chem Parlamentarismus den Krieg und 
setzen es sich als Ziel, ihn durch 
eine Kätedemokratie zu ersetzen.
Wir lassen uns dabei nicht aufs 
ßrundgesetz vereidigen, wie das 
der UBV der Frankfurter SPu wohl­
wollend versucht.

2. Welche politischen Erwartungen 
ließen uns das Zusammengehen mit 
dem SHB geboten erscheinen?

3. V/as ergibt sich aus der Antwort, 
auf diese beiden Fragen zu der 
Frage der Militanz bei der De­
monstration?

1) Die Frage nach den prinzipiellen 
zwischen uns und dem SHB - 'linker' 
SPD im Hinblick auf das SDS-Verbot 
und das Cabora Bassa-Pro,jekt läßt 
sich auf der Grundlage der"Erklärun 
der Frankfurter SPD " (vgl. ASTA- 
Dokument) eindeutig beantworten.

Das Grundgesetz ist wie die parla­
mentarische Demokratie selbst ein 
Herrschaftsinstrument der Besitzen­
den. Die Frage des Verbots des Hei­
delberger SDS oder irgendeiner 
anderen revolutionären soziali­
stischen Organisation ist nicht - 
eine Frage der'richtigen" Inter- W  

pretation des Grundgesetzes. Sie 
ist eine Machtfrage im Klassen­
kampf. Wir kämpfen gegen die 
Bourgeoisie und ihre Diktatur 
nicht im Rahmen einer formaldemo­
kratischen Verfassung, sondern im 
harnen des historischen Rechts der 
Unterdrückten und Ausgebeuteten 
auf eine bessere Gesellschaft.

Die Kritik der Frankfurter SPD hält Auch zu dem Teil der Erklärung, 
sich ausschließlich in einem formal der zu dem Cabora Bassa-Projekt 
legalistischen Rahmen. Gegen das Verstellung nimmt, kann eine ebenso
bot wird lediglich der ’WEinwand 
erhoben, daß es "verfassungsrecht­
lich auf schwachen Füßen" stehe. 
Bedeutet dies, daß dir SPD-Unter- 
bezirksvorstand (UBV) ein Verbot 
revolutionärer sozialistischer Or­
ganisationen begrüssen wird, wenn

3

fundamentale Kritik formuliert 
werden. Unter Punkt 1) wird da 
die westliche 'Entwicklungshilfe' 
mit dem Argument kritisiert, sie 
diene lediglich "unseren (kurz­
sichtigen ) Wirtschaftsinteressen". 
Offenbar kann man diese Passage



r-i cht -Inders sis cahinmohend ^>— 
t e r pretieren , daß ei ie SPD sich 
"unsere" langfristigen Wirtschafts­
interessen zu eigen machen will, 
und "unsere" kann wohl nichts an­
deres heißen als: die 1 angfristi— 
gen Wi r t s c ho f t s intoi• e ■ er des 
westdeutschen Kapitals. Das wird 
auch durch die folgenden Punkte 
noch erhärtet.

Die SPD protestiert hier regen den 
Cabora Bassa-Flan, "der sich im 
vergangenen Jahrhundert ereignet 
haben könnte": an die modernen 
Methoden des Neokolonialismus,die 
Methoden des 2o. Jahrhunderts, 
denkt sie aber offen!” er nicht.Der 

^Protest der 'linken' SPD richtet 
sicn reaigiicn gegen rcaKoxo- 
närsten und kompromittierensten, 
die rassistischen Formen der impe­
rialistischen Ausbeutung. In der 
ganzen Erklärung ist aber keine 
Hede von den neo-koloninlistischen 
Methoden der imperialistischen Un­
terdrückung, wie man sie gerade 
in den politisch scheinbar unab­
hängigen Ländern z. B. Afrikas 
findet. Im Gegenteil: mit seiner 
Stellungnahme zum Cabora-Bassa-Pro 
jekt und mit seiner verbalen So­
lidarität mit der Frelimo macht 
sich der Vorstand des SPD-Unterbe- 
zirks zum Agenten einer bestimmten
Fraktion des Kapitals, die sich 

Aauf den Sieg der Befreiungsfront 
einstellt und diesen Sieg schon 
heute in ihre neokolonialistische 
Strategie einbezieht. Die Inter­
essen des Kapitals in der Dritten 
Welt sind nicht einheitlich. Man 
kann unterscheiden zwischen dem 
Interesse, bestehende Ausbeutungs- 
verh: ltnis°~ t  ̂̂  ^ n  v> yv*- o y* äpr] al­
ten Kolonialmächten entstanden, 
gegen die nationalen Befreiungs­
fronten zu verteiuigen und dem In­
teresse, sich in diesen Ländern 
auch nach einer nationalen'Befrei- 
ung Investitionschancen zu sichern

Diese Frawktion des Kapitals spe­
kuliert sowohl auf den absehbaren 
Sieg der Befreiungsfronten als 
auch auf deren nationalistisch-

kleinbürgerlichen Charakter cer 
das Kapital auf eine Zusammenar­
beit zu dem von ihm definierten Be­
dingungen hoffen läßt. Diese Frak­
tion des Kapitals findet ihren po­
litischen Ausdruck in der SPD.Ob­
wohl im Falle der Erklärung zum 
Cabora-Bassa-Projekt und zum Ver­
bot des Heidelberger SDS die Frank­
furter SPD dieser Politik offen 
Ausdruck verleiht, kommt im all­
gemeinen dem 'linken' Flügel cer 
SPD mit solchen Erklärungen eine 
Alibifunktion für die gesamte SPD 
zu.

Innerparteiliche Regelungsmechanis- 
men lassen dem linken Flügel der 
SPD immer soviel Spielraum, daß er 
dieser Funktion nachkommen kann. 
c,r rückt nach links, natürlich nur 
verbal, wenn es gilt, radikaleren 
Bewegungen außerhalb der Partei 
die Spitze zu nehmen. Das macht 
ihn gefährlich. Daraus ergibt sich, 
daß die linke Fraktion der SPD in 
ihrer Rollo als bloßes Alibi für 
die kapitalistische Politik der Re- 
gierungs-SPD entlarvt werden muß.

2. Welche politischen Erwartungen 
ließen uns ein Aktionsbündnis mil­
dem SHB bzw. dem linken SPDX 
Flügel geboten erscheinen?

Unser Ziel war ein doppeltes: Einmal 
sollte die Front gegen das SDS-Ver- 
bot und ge^en den Imperialismus in 
Mozambipue verbreitert und ge­
stärkt werden, in dem alle die­
jenigen Studenten und Arbeiter 
in die Aktion einbezogen werden 
sollten, die sich dem 'linken' 
Sozialdemokraten verbunden füh­
len. Zum anderen kam es darauf 
an, in der Aktionsvorbereitung 
und während der Aktion selbst, 
diese 'linken' politisch zu ent­
larven, indem wie in Punkt 1 
nngodeutet, ihr nicht-soziali­
stischer Charakter inhaltlich 
aufgedeckt und nachgewiesen wird, 
daß die'Linken'von Möller bis 
Street an einer breiten Solida-



ritätsbewegung gegen das SD3- uai ist: uer erschied einer
-o -pV,ot nicht nteress n n y4- oi nd. ^ro1.e tarir cher Einheimsfront" . i r

er ans :och ̂ f’Vnil r:o n_ 2 eher., ^ i rr uns ein -  ?. i r - -
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runden • c s ue r u iiuerscnibu zwischen
der Einheit qfronttakti V der k om~

ir wi ssen, d aß eine bl0il v;ort- munistische n Partei :n 19Pt -2 p und
adikule Beoch1mpfung des 1in- dem antifas r*nistischen Kam pf der
en SPD-Flü irels diese nient ent- Komintern ip1 Namen der b’ürger■li-

larven und schwächen wird.Kurz: 
liel .jedes Bündnisses min ande­
ren, sich als sozialistisch und 
kommunistischsn bezeichnenden 
Gru pen, die vorgeben, irr Namen 
der Arbeiterklasse zu nanaem, 
ist Stärkung der Einheitsfront 
gegen die herrschende Klasse, in 
diesem fall gegen das Cabora-Ba- 
ssa-Projekt und Schwächung die­
ser reformistischen Gruppierung, 
sei es der SPD, sei es der jjKP.

eben Demokra e se 19;

Die Vorausse"zung dafür, 
solche Einheitsfronttaktik gelin­
gen kann, ist also ctt ce- 
scnicEtes Lavieren, der. SKE oder 
die SPD nicht abzuschrecken. Vir 
erwarten vom SHB und dem linken 
SPD-Plügel nicht, daß er über sei­
ne guten Kanäle nach Bonn das Ca- 
' ora—Bassa-Pro.iekt verhindert, oder 
gar das SDS-Verbot aufhebt.Uns er
Ziel kann es nicht sein, einen

1 r- r\ vo "1 r* "ra ß +• #-> rn /- 1 — f ^ n U ̂ t 1 t TT  ̂ h ̂

hierbei wird von Pall zu Fall rung aes Cabora-Bassq-Projekts 
diskutiert werden müssen.Die einzuschlagen, d.h. über dän lin- 

grundsätzlichen Ziele eines Ak- ke SPD bestimmten Fraktionen des 
tionsbündnisses bleiben die glei- Kapitals vorzuschlagen, daß die

Die
tik
neu

chen. Fragwürdig würde eine 
Bündnispolitik erst dann, wenn 
inhaltliche Abstriche von der 
eigenen revolutionären soziali­
stischen Zielsetzung gemacht 
würden, um ein Bündnis überhaupt 
erst zu ermöp̂ ’lichen. Beispiel­
haft ist hier die Praxis, der DKP 
etwa bei NPD-Aktionen und teil­
weise auch des SDS während der 
Anti-Notstandskampagne: die 
Sammlung aller"friedliebenden 
und demokratischen Kräfte" ge­
lingt nur durch Verschleierung 
der eigenen revolutionären Klas­
senposition, Um liberale bürger­
liche Elemente in das Aktions­

bündnis oder wie im Fall der DFU 
und ADF in iene gemeinsame Wahl­
plattform einbeziehen zu können, 
wird ein teurer Preis bezahlt;
Die politische Gern eins am Kein 
stellt sich nicht auf dem Funda­
ment des sozialistischen proleta­
rischen Klassenkampfes her, son­
dern auf dem Boden bürgerlich-de- 
mokratischer Ideologie. Ein sol­
ches Bündnis stärkt letztlich den 
Klassengegener, weil zu seiner 
Herstellung der Klassenvampf selbst 
hintenan gestellt werden muß. 
in

Unterstützung des Gabora-Bassa- 
Projekts seinen eigenen langfri­
stigen Interessen in Afrika wie­
derspräche .

Gerade diese Strategie wurde von 
nicht wenigen 'Nichtrevionis'en’, 
zumindest im Fall Cabora Basna in 
Erwägung gezogen. Aber das Verbot 
des SDS Heidelberg kann, wie der 
Imperialismus selbst, nur durch 
die tatsächliche Macht der sozia­
listischen Bewegung aufgehoben wer­
den. Die Begründung des SPD-rUnter- 
bezirksvorstands zur Ablehnung 
des Gabora-Bassa-Projekts und 
gegen das Verbot des Heidelberger 
SDS zeigt, daß diese 'Linken' in 
der SPD Frankfurt und dem SHB 
dem parlamentarischen KretinisE 
mus,~wie sie der deutsche Arbei­
ter 3 c _L u ( U uciiucu n.onuu , UJ-Ca~ 
geblieben sind.

In der nt chst en ’ .umr.ier der SC :

SAG: Lc ErlingsarU e i z
Nom: ;uniet isclic ru e: Selbst-

ders t e11 un g

Pädagog cngruppe: Zur rgani-

z  r tioncfr. c



arum v;ar oine mili ernte 
Demonstration fehl an Platz?

Die Ansicht, hat eie Demonstra­
tion hatte militanter durchge­
führt werden müssen, um die Epreu 
vom Weizen, die linke 3FD von 
den Revolutionären zu trennen, 
kann von uns nicht akzeptiert 
werden. Eine größere Militanz 
bei der Demonstration hotte nicht 
im geringsten dazu beigetragen,

politischen Differenzen deutli­
cher zu machen. Sie hätte die ma­
nipulative Funktion, die die Er­
klärung des SPDHJBV hat, nicht 
nur nicht aufgedeckt, sondern 
noch verstärkt. /

Politisch falsch wäre die Ableh­
nung eine!* [Dllilüllucrcii ntvuxuu 
mit der Begründung, dies hätte 
ein aus'realpolitischen'Gründen 
wünschenswertes und mögliches 
Bündnis mit dem SHB unmöglich 
gemacht. Unsere Argumentation 
ist: Eine'militantere' Demonstra­
tion hätte nicht nur nichts zur 
Entlarvung des linken SPD-Flügels 
geleistet, es hätte ihn poli­
tisch sogar aufgewertet. Es hät­
te ihm den formalen Vorwand ge­
liefert, sich aus der Demonstra­
tion vor dem SPD-naus rauszuhal­
ten (ebenso wie das militantere 
GO-In ins Arbeitnehmerforum der 
SPD unter Führung K.D.Wolffs Möl­
ler und seinen Leuten nur den 
formalen Vorwand geliefert hat, 
eine unbequeme Diskussion über 
die Regierungspolitik der SPD 
abzubrechen;. Die kalkulierte 
Militanz (Besetzung des SPDr 
Hauses) hätte niemanden, der es 
nicht schon vorher wußte, deut­
lich gemacht, warum die linke 
SPD nicht dazu in der Lage ist, 
den Kampf gegen das SDS-Verbot 
und gegen den Imperialismus, wie 
er in Mozambique und überall in 
der Welt erscheint, wirksam zu 
führen und zu organisieren. Ein 
paar eingeworfene Fensterschei-

können, daß die revolutionären

Griu p.en im Augenblick nicht dazu 
in der Lage sind, etwa den Betrieb 
an deutschen Hochschulen aus Pro­
test lahmzulcren. Dies hätte eine 
Antwort auf das .erbot sein können. 
Die Furcht davor saß anderen In­
nenministern als Krause im Nacken, 
und hinderte sie darnn, den 3DS 
schon viel früher zu verbieten. 
(Hiermit soll keinesfalls einerge- 
nerellenGewaltlosigkeit das Wort 
geredet werden. Militanz kann aber 
n-* Ars atz mangelnder Stärke 
der Sozialistiscnen Bewegung sein. 
Sie muß, wenn sie politisch sinn­
voll sein soll, Ausdruck ihrer 
zunehmenden Macht sein. "Wann und 
in welcher Form, ein höherer Mili- 
tanzgrad wünschenswert ist,kann 
an dieser Stelle nicht allgemein 
geklärt werden).

Die Hinnahme des Verbots des SDS, 
Heidelberg durch die revolutionä­
re Linke dokumentiert zunächst ihre 
«±r politische Schwächung. Die 
Aufhebung des Verbots setzt des­
halb vor allem eine klare Erkennt­
nis über die Ursachen dieser Schwä­
chung voraus. In der Forderung 
nach einem höheren Kilitanzgrad 
als Vehikel zur Distanzierung von 
der 'linken’ SFD ist nichts von 
einer solchen Erkenntnis zu ent­
decken .

Diskussions eitrag aus der S• G

ANGOLA / HFLA "

Agostinho Koto:
Wir kämpfen für die uneingeschränkte 
I Unabhängigkeit

i.milcar Cabral:
Interview mit der Trikontinentale

.jnilcar Cabral:
Die Ökonomie der Befreiung

"Portugiesisch"-Guinea:
Medizinische Versorgung der 
uuerillas

Einzelverk uf im LIBRESSO, ab 1o Ex. 
(DK 1o , — ) durch Vorüberweisung auf 
iOGtscheck Frankfurt 19A 3 S  Konto­
bezeichnung SDS F rank fu r t«



AUS OER ARBEIT DER FRANKFURTER GRUPPEN

A KB EI TS PROGRAMM DER AMSAIK. .-GRUPPE

VÖLKER DER GAN ZEIT WELT, VEREINIGT EUCH UNI) BESIEGT 
DIE USA - AGGRESSOREN UND IHRE LAKAIEN ! !
Die Völker Asiens, Afrikas und Lateinamerikas sollen sich zu­
sammenschließen, die Völker aller Kontinente sollen sich zu­
sammenschließen, alle friedliebenden Länder sollen sich 
zusammenschließen, alle Länder, die unter der Aggression, 
der Kontrolle, der Einmischung und der Tyrannei der USA zu 
leiden haben, sollen sich zusammenschließen; sie sollen die 
breiteste Einheixsironx ur A "^essionsuolitik
des USA - Imperialismus zu bekämpfen und den Weltfrieden zu 
verteidigen,

Mao Tse-tung

Die Erfahrungen verschiedener Aktionen 
und Demonstrationen, zuletzt der Kam­
bodscha-Demonstration, haben uns ein 
doppeltes gelehrt: einerseits ist es 
absolut notwendig, in Zukunft interna­
tionalistische Aktionen und Demonstra­
tionen theoretisch besser vorzuberei­
ten und zu begründen: es wäre fahr­
lässig und vom Standpunkt der anderen 
Gruppen aus borniert, solche langfri­
stig zu leistende theor he Arbeit 
irgendwelchen Spezialist—  und un­
kontrollierten Genossen zu überlassen, 
andererseits wäre es gefährlich, wenn 
solche Arbeit zur bloß theoretischen 
verkommen würde.

Vir veröffentlichen daher unser Ar­
beitsprogramm, damit alle Gruppen dar­
über diskutieren können ur?'3 über eine 
Beteiligung an dieser Arbeit entscheiden 
wir hielten es für sinnvoll, wenn die­
se Gruppe sich 'interfraktionell' zu­
sammensetzen würde, - Wenn wir ah die­
sem Programm, das Situation und Ent­
wicklung der USA zum Gegenstand hat, 
arbeiten, so bedeutet das nicht, daß 
wir uns als heoretischer Zirkel ver­
stehen: vir werden weiterhin Veranstal­
tungen in der BRD organisieren, wer­
den Agitationsmaterialien hersxellen 
und verschicken, werden Kontakte mit 
amerikanischen Genossen herstellen.

1 «Ökonomische Entwicklung der USA

a) Historischer Rekurs auf die Ent­
wicklung des amerikanischen Kapita­
lismus, - Lit,: G.Myers, Die großen 

Bosse; E,Krippendorff, Die amerika­
nische Strategie; P.Baran, Politi­
sche Ökonomie des Wachstums,

b) Verknüpfung von US- und Weltimpe- 
rialisirrus:
- Sic lg der nationalen M 1- 
situatjL^n durch das Weltwährungssystem, 
Li.: E.Altvater. Weltwährungskrise.

- Analyse des ökonomischen Bündnis­
systems, durch das die USA versuchen, 
durch Absprache und vertragliche Regel­
ungen mit "befreundeten" Nationen - seis 
in Europa, seis in Asien etc. - ihre 
ökonomischen und politischen Einfluß- 
spnaren festzulegen. Lit.: E.Mandelo 
Die EWG und die Konkurrenz Europa - 
Amerika.

c) Der US-Imperialismus und seine Frak­
tionen: Welches sind die kurz- und 
langfristigen imperialen Interessen der 
verschiedenen Fraktionen des amerika­
nischen Kapitals: Rüstungsindustrie; 
Ausbeutung der dritten Welt durch Roh­
stoffe; aber auch Programme zur inten­
siveren Ausbeutung der dritten Welt: 
zur Lösung des Weltemährungsproblems 
mit der Absicht,massenhaft Menschen aus



der Landwirt schallt freizusetzen, die 
als freie Arbeitskräfte zu minimalen 
Lohnkosten für Montagearbeiten heran­
gezogen werden können. Li.: Baran/Swee- 
zy. Monopolkapital; E.Mandel« Marxi­
stische Wirtschaftstheorie(einige Kapi­
tel); H.Magdoff. Das Zeitalter des Im­

perialismus«

d) Strategien der Konterrevolution: zu 
analysieren wäre die Entwicklung der - 
innen- und außenpolitischen - konterre­
volutionären politischen Pläne der USA, 
die sowohl militärische Niederschla­
gung und Unterdrückung als auch Befrie- 
dungs- und SanierungsStrategien umfas­
sen. jû  «r. • nciU.'ai11 oweezy. Eonopoj.icap.j_ \ 

D.Horowitz(Hg).Strategien der Konter­
revolution; K.Steinhaus. Zur Theorie 
des internationalen Klassenkampfes.

2. Analyse der Opposition in den USA

Anders als in den kapitalistischen Län­
dern Europas hat es in dem Mutterland

Opposition gegeben, die einen relevan­

ten gesellschaftlichen Machtfaktor darge 
stellt und die bestehende Gesell­
schaft insgesamt als System bekämpft 
hätte (die kommunistische Partei 
macht da keine Ausnahme). Die seit 
i960 entstandene Opposition konnte 
sich daher auf keine Tradition berufen 
und sich damit auch nicht auf Ansätze 
einer konsistenten, systematisch­
theoretischen Interpretation gesell­
schaftlicher und historischer Ent­
wicklungen beziehen.

Zu analysieren wäre also, wie sich 
die erste relevante Opposition, die 
Civil-Rights-Bewegung, als selber 
noch systemimmanente, der liberalen 
Ideologie von den Aufgaben des Staats 
aufsitzende Bewegung, deren Movens 
moralischer Protest war, konstitu­
ierte und wie die von ihr entwickel­
ten Aktionsformen lange Zeit (weit 
über die ersten Ansätze von SNCC und 
Core, des SDS und der Free-Speech- 
Movement hinaus) eine Redikalisier- 
ung erfuhren, die von materialisti­
schen Präzisierung der Gesellschafts­
analyse begleitet waren; daß also 
die amerikanische radikale Opposi­
tion sehr spät erst zu der Einsicht 
in die Notwendigkeit kam, bei der 
weiteren Arbeit von den Ansätzen 
einer Klassenanalyse, die materia­

listisch gerade die Rolle der Schwar­
zen zu interpretieren hätte, auszu­
gehen; daß zudem die USA sehr spät 
erst als Zentrale des Weltimperialis- 
mus begriffen wurden,,

In diesem Zusammenhang wären die spe­
zifischen Unterschiede und Gemein­
samkeiten von Aktions- und Organisa­
tionsformen zwischen amerikanischer 
und europäischer Linker zu analysie­
ren. Gleichzeitig könnte an der Ent­
wicklung der amerikanischen Linken 
die allgemeine Frage von Übergangs­
forderungen und taktischen Programm­
en diskutiert werden.

Ein weiterer Putakt wäre aas Verhat- 
nis von radikaler wwißer Opposition 
und der Black-Panther-Party.

Lit.: Massimo Teodori(Hg).The New 
Left, A Documentary Fistory, 1969;
Die Fraktionierung der amerikani­
schen SDS, 1970.

3. nie naxionaie Frage

Die Position der Linken gegenüber 
Fragen des Nationalismus der far­
bigen Minoritäten ist in der Ge­

schichte der USA schwankend gewesen; so 
forderte die KPdUSA Ende der 20er Jahre 
sechs Südstaaten für die amerikanischen 
Schwarzen, später jedoch rief die auf: 
"Black an white, unite and fight!" Die 
Bedeutung der Garvey-Bewegung als Vor­
läufer von Malcolm X und der Black-Pan­
ther-Party wird gewöhnlich unterschätzt. 
Die Auseinandersetzungen zwischen Carml- 
chael und der BPP werden gewöhnlich für 
eine Frage ohne große Relevanz gehalten.

Venn heute Cleaver davor warnt, daß der 
iCLassenkampf doch noch vom Rassenkrieg 
abgelöst werden könnte, ist das kein 
hohles Pathos. . In Chicago wollte die 
schwarze Ghettobevölkerung nach der Er­
mordung Fred Hamptons und Mark Clarks 
die Ghettos nachts ganz für Weiße sper­
ren, die BPP mußte einen Teil der ebem 
erst gewonnenen Solidarität aufs Spiel 
setzen, als sie dagegen auftrat.

Zum Verhältnis der Linken zur nationa­
len Frage in den USA müßten die wich­
tigsten Dokumrnte aus den 20er Jahren 
(fast sämtlich unübersetzt) wie KP-Re- 
solutionen, Papiere aus der Garvey-Bewe 
gung, Erklärungen zur Back-to-Afrca-Be- 
wegung studiert und ausgewertet werden, 
um dann die aktuellen Fragen des Ver­



hältnisses von BPP/New Eepublic of 
Africa/US angehen zu können.

4. Informationsaustausch und Berichte 
nach Amerika

Verstärkte isolationistische Tendenzen 
schaffen u.a. ein politisches Klima in 
den USA, das die Isolierung und bruta-. 
le Bekämpfung der Linken begünstigt.
Für die amerikanischen Genossen wird es 
gerade iir Augenblick immer wichtiger, 
Berichte aus Europa zu erhalten, wo In- 1 
formationsreisen europäischer Genossen 
mit Einreiseverboten verhindert und 
Nachrichten von der Presse systematisch 
unterschlagen werden.

Deswegen sollten außer Berichten über 
antiimperialistische Aktionen, Black- 
Panther-Solidaritätskampagnen vor allem 
auch die wichtigsten Materialien der 
theoretischen Diskussion regelmäßig ver­
sandt werden.

Die Zeitschrift 'Leviathan' wird dem­
nächst eine Sondernummer über die euro­
päischen Bewegungen herausgeben, an der 
wir uns beteiligen können.

5. Auswertung aktueller Informationen

Die hier aufgeführten Publikationen 
erhalten wir (sofern periodisch erschei­
nend) regelmäßig. Sie müßten durchge­

arbeitet und die Informationen nach be­
stimmten Gesichtspunkten archiviert 

werden)•

Zeitungen: The Black Panther
Liberation News Service 
New Left Notes 
Movement
Leviathan(theoret•Organ) 

Zeitungen der Subkultur:
Casa, Ann Arbor 
The Great Specknled Bird 
GÜLd Hole 
Berkeley Barb

Zeitungen der Universitäten:
San Francisco 
Los Angeles(unregelm.) 

Wochenzeitschrift:
Guardian

Zeitschriften und Broschüren:
BPP-Bro schüren 
Black and Red-Pamphlets 
(Universität Kalamzoo) 
Eadical Education Project 
(Wirtschaftsprobleme des 
Imperiialismus, zur Frage 
der Schwarzen, dritte 
Welt)
NACLA(Dokumente und Analy­
sen zur dritten Welt) 
SDS(Agitatiansmaterial zur 
Studentenbewegung, zur 
Community Organizing, zur 
Wehrpflicht, zur Gl-Agita­
tion. )
History of Farm Labour 
(zur Gewerkschaftsfrage).

Amerika-Gruppe/Black-Panther- 
Solidaritätskomitee 
(vorläufig zu erreichen über:
77 67 96 oder 72 88 28)

Sozialistische Arbeitergruppe (SAG):

DIE SEPTEMBERSTREIKS UND DIE AUFGABEN DER REVOLUTIONÄREM LINKEN 
Kritik an Lefe re ;nd anderen

(S' hluQ)

Die genannten Steiksituationen 
dienen dazu, die Vielfältigkeit 
der taktischen und organisato­
rischen Aufgaben in den verschie­
denen Stufen und Formen gewerk­
schaftlicher Kämpfe anzudeuten. 
Die -Organisierung des Kampfes 
gegen die Betriebsräte und für 
ihre Neubesetzung durch klassen­
bewußte Arbeiter ist im Augen­
blick das vielleicht Nächstliegen' 
de und durchaus vom Bewußtseins­

stand vieler ..Belegschaften erreich 
bareZiel. In dem Maße, wie sich 
in einzelnen Branchen oder Regio­
nen Strukturkrisen abzeichnen, 
oder allgemeine Rezessionstenaen- 
zen auftauchen, wäre die Organi­
sierung des Kampfes gegen d ie Ge­
werkschaftsbürokratie noch dring­
licher als im Augenblick, wo be­
triebliche Streiks zumeist noch 
ausreichen, um Forderungen durch­
zusetzen.



Verbrennen von Hitglieds­
büchern ist dabei sicherlich die 1 
ungeeignetste Taktik. Das gewerk­
schaftliche Bewußtsein ist den 
Arbeitern eben nicht "eindres- 

wie Lefevre meint, son-siert",
dern es entspricht einer langen 
geschichtlichen Erfahrung der Ar­
beiterklasse, daß gewerkschaft­
liche Organisierung notwendig ist 
um den Tageskampf gegen die 
nehmer führen zu können. In

Er glaubt,
daß die Streikbewegung in West­
deutschland "uns soweit den stra­
tegischen Zusammenhang der notwen­
digen Aufgaben vor Augen führen 
kann, daß Jetzt eine die arbeiten­
den Gruppierungen vereinigende 
Verständigung über die strategi­
schen Schwerpunkte möglich gewor­
den ist, und damit eine nicht for- 

Unter-mal-organisatorische, sondern aus 
Ab- dem inhaltlichen Zusammenhang der

Wandlung eines Luxemburgzitats Aufgaben entwickelte zentralisie- 
von 1917(damals auf die Mitglied- rende Reorganisation." Die bei- 
schaft von Srartakus in; der SPD den Punkte, die für eine inhalt­
gemünzt) ,
gegen die Gewerkschaftsbürokra­
tie allgemein sagen:

"Aus kleinen
Sekten kann man ’austreten', um 
neue Sekten zu gründen. Es ist 
nichts als unreife Phantasie, 
die Hasse der Proletarier durch
einfachen 'Austritt'- oefreien zu 
wollen und ihr auf diesem Weg mit 
tapferem Beispiel voranzugehen. 
Das Hinwerfen eines Mitglieds­
buchs als Befreiungsillusion ist

läßt sich über den Kampfliche Zentralisierung der Basis­
gruppen als Ausgangspunkte dienen 
sollen, sind:
1. das offenkundige Auseinancer- 
klaffen der von den Streikenden 
in ihrer Praxis begonnen Abwei­
chung von der systemtragenden Ge­
werkschaftslinie und ihr system- 
konformes Mißverständnis ihrer 
eigenen Praxis.
2. Die durch die Streiks zB bei 
Hoesch und Klöckner von einem 
theoretischen in ein praktisch-

nur die auf den Kopf gestellt Ver-ßtrategisches Problem'verwandelte 
himmelung des Mitgliedsbuchs als Bedeutungszunahme der betriebs- 
Machtillusion." spezifischen Streiks, die zugleich,

Gerade weil Lefevreso trade-unionistisch sie auch er­
den spontanen Lohnstreik, bei dem scheinen mögen, die^vonrar Gänge- 
es zur Konfrontation mit der Ge- lung der Gewerkschaftsapparate be- 
werkschaftsbürokratie kommt, bei freite, selbstorganisierte Praxis
dem, um mit Lefevre zu sprechen, der Belegschaft als notwendig 
dei Belegschaft die "systemerhal- praktischen Inhalt, 
tende Gewerkschaftslinie" verläßt, Diese beiden
als tendenziell, revolutionär be- Punkte, so hofft Lefevre, sollen 
greift, gerade weil er eine aus- über ihre Präzisierung "Portschritt 
serst beschränkte Auffassung vom bedeutende strategische Verstftn- 
"einzig tauglichen Mittel des Kam-digung und damit zu Kriterien ih- 
pfes" entwickelt, gerade deshalb rer Organisierung werden." Er kann 
kann er nichts "Brauchbares und dies hoffen, weil er glaubt, die- 
Nützliches für die Praxis der Ar- se beiden Punkte berührten den 
beiter" beitragen. Er kann die or-Kern dessen, was heute revolutio- 
ganisatorischen Aufgaben, vor die näre sozialistische Arbeiterpoli- 
sich die westberliner und west- tik ist. Das Auftreten von Kon- 
deutschen Arbeiter bei ihren wirt-flikten zwischen Gewerkschafts-
schaftlichen Streiks im September 
gestellt sahen, nicht annähernd 
theoretisch lösen.

Und gerade weil 
er zu einer Definition vom revo­
lutionärem Arbeiterkampf als an­
tigewerkschaftlichem kommt, stel­
len sich für ihn die organisato­
rischen Aufgaben der revolutionä­
ren Linken ln einer ebenso be­
schränkten Form dar.

apparaten und streikenden Arbei­
tern, die Bedeutungszunahme be­
trieblicher Streiks in den letz­
ten Jahren, sind ohne Zweifel wich­
tig. Ihre Analyse gibt uns Aus­
kunft über Entwicklungstendenzen 
der Westdeutschen Arbeiterbewe­
gung, wie nie sich seit einigen 
Jahren schon angekündigt haben.
Eine Analyse der Streiks ermög­
licht auch eine erste Aussage dar­



über, welche konkrete Form die 
Selbstorganisarion der Arbeiter 
in dem gegenwärtigen Stadium der 
ökonomischen Kämpfe annehmen kann. 
Aber gerade ein Berliner Genosse 
müßte wissen, daß eine solche 
Analyse nicht die Basis für eine 
inhaltliche Reorganisierung der 
revolutionären Linken sein kann.
Er müßte wissen, daß jeder Ron-

Demokraris cn muß sie sein, weil 
diese führenden zentralen und lo­
kalen Crganisationsgremien von der 
Basis aller Mitglieder gewählt,
'md kontrollierbar sind. Sie müs­
sen jederzeit für ihre Politik 
von der Mitgliedschaft zur Ver­
antwortung gezogen werden können.

Gerade um das revolutionäre 
Element innerhalb der noch nicht

volutionären Elemente. Die klas­
senbewußten Teile des Proletariats 
müssen aen schwankdenden Teilen 
eine organisierte oolitische Füh­
rung geben. Nur in cem Maße, wie es

flikt zwischen Arbeitern und Kapi- revolutionären eile der Arbeiter- 
talisten, zwischen Gewerkschafts- klasse zu verstärken, bedarf es 
bürokraten und Mitgliedern in Ber-der Organisierung der bereits re- 
lin überschattet ist vom "Ber­
linproblem". Jede ernsthafte Ber­
linkrise kann die Früchte zehn­
jähriger Arbeiteragitation dahin­
raffen, wenn die sozialistischen 
Kader nicht eine klare Antwort 
auf die Frage geben können: wel­
chen gesellschaftlichen Charakter 
hat die DDR, welches sind die 
Klasseninteressen der Berliner 
Arbeiter gegenüber der DDR und 
der BRD.

Lefevre verwechselt den 
ökonomischen Kampf der Arbeiter 
mit revolutionärem Klassenkampf, 
verwechselt deshalb auch die Or­
ganisationsaufgaben 
kenden Arbeiter mit 
volutionären Linken

der str.ei- 
denen der re­

ist
ner
tei
die

einer revolutionären Organisation 
gelingt, das Vertrauen der bewuß­
ten Teile der Klasse zu gewinnen, 
sie auf der Basis eines revolutio­
nären Programms zu organisieren, 
und nur in dem Maße, wie es dieser 
Organisation gelingt, ihren Ein­
fluß in der gesamten Arbeiterklas­
se praktisch auszuweisen, wird 
eine revolutionäre Organisation 
den Anspruch stellen können, Avant­
garde, führende Partei des Prole­
tariats zu sein.

Dieses revolutio- 
Unsere Aufgab näre Programm kann heute nicht in 

dem Aufbau ei- seinen besamten Elementen geschrie­
ben werden. Ebensowenig kann eine 
solche Avantgarde durch "Gründungs 
akt" ins Leben gerufen werden.
Sich selbst zur Avantgarde ernen­
nende Organisationen gibt es Dut­
zende .

Dies ist aber nur die eine 
Gefahr, die sich gegenwärtig in­
nerhalb der revolutionären Lin­
ken beobachten läßt. Der organi­
satorische Weg, wie er uns von 
Lefevre angedeutet wird, ist e- 
benso falsch. Die Reorganisation 
der revolutionären Linken können 
wir uns nicht als einen Zentrali­
sierungsprozeß der Basisgruppen 
vors teilen.Das Basisgruppenkon­
zept selbst beruht geradezu dar­
auf, daß die weitere Strategie 
noch in gewisser Weise offen 

tive Konzentration der politischeibleibt. Der improvisatorische 
Führung in den Händen stabiler un<Charakter der Basisgruppen er- 
verantwortungsbewußter zentraler möglicht zwar vorübergehend ei- 
und lokaler Gremien gibt. ne Aktionseinheit verschiedener

es, heute mit
revolutionären Arbeiterpar- 
zu beginnen, die auf einem 
wesentlichen politischen As­

pekte aes Kapitalismus umfassen­
den Programm gegründet sein muß. 
Angesichts der zentralisierten 
und dissi:'linierten Macht der Ka­
pital!: ten muß es eine ebenso 
zentralisierte und disziplinierte 
KampfOrganisation des Proleta­
riats geben. Diese Organisation 
kann deshalb nur eine demokra­
tisch-zentralistische revolutio­
näre Arbeiterpartei sein. 
Zentralistisch muß sei sein, um 
ein einheitliches und gleichezi- 
tiges Handeln des gesamten Prole­
tariats zu ermöglichen. Dies kann 
nur unter der Voraussetzung er­
reicht werden, daß es eine effek-



revolutionärer Gruppen und Indi- 
via 'en, Aber diese Perspektivlo- 
sigkeit führt unter sich verän­
dernden Verhältnissen zu ihrem 
Zerfall bzw zu ihrer Paralysie- 
rung, nämlich dann, wenn inhalt­
liche Probleme benatwortet wer­
den müssen, die bis dahin aus der 
Diskussic^ d°r Grurre bewußt oder 
unbewußt ausgespart wurden. Keime 
einer revolutionären Arbeiterpar­
tei - diese gilt es zunächst zu 
schaffen - entstehen nicht aus 
einer Bewegung, die ihre "na­
turwüchsige Zersplitterung" eben­
so naturwüchsig überwindet. Umge­
kehrt: Organisationen können nur 
Resultat eines bewußten Aktes 
sein. Einzelne Elemente aer revo­
lutionären Linken beginnen heute 
damit, einen umfassenden politi­
schen Verständigungsprozeß durch­
zumachen, zunächst beschränkt uaf 
lokaler Ebene. Aber gerade weil 
sie sich nicht damit begnügen, 
den Lohnkampf in einer bestimmten 
Erscheinungsform oder Konjunktur­
phase zum Ausgangspunkt einer in­
haltlichen Reorganisation zu ma­
chen, treten sie in Gegensatz zu 
denjenigen Teilen der Gesamtbe­
wegung, die wie Lefevre eine 
schrittweise Zentralisierung der 
Basisgruppen auf einer politisch 
so engen Ebene suchen, wie er sie 
in seinen 2 Punkten zusammenge­
faßt hat.

rung einer speziellen Form des 
ökonomischen Kampfes wird eine 
neue revolutionäre Partei ent­
stehen, sondern nur in einem dia­
lektischen irozeß der umfassenden 
theoretischen Verständigung ein­
zelner Gruppen der Gesamtbewegung, 
die sich aber nicht - das ist die 
andere Gefanr - als Uberbaukader, 
als neue Iskra, vers ehen, son­
dern als urganisationskerne, die 
wie immer stümperhaft dieses neue 
Programm, dh einige gemeinsame 
Ideen, dem Test der Praxis aus­
setzen, bei dieser Praxis neue 
Erfahrungen sammeln, neue Elemen­
ten den bereits gewonnenen hinzu­
fügen und so schrirtweise eine 
neue praxisbezogene Theorie und 
eine theoretiscn begündete Praxis 
organisieren.Die neue revolutionäre 
Arbeiterpartei wird dabei nicht 
geradlinig aus einer dieser Grup­
pen hervorwachsen. Es wird Ver­
einigungen und Spaltungen geben.

Anra.: 1)Rote Kommentare, SDS- 
Heidelberg, 23.9.69; "Lohnpoli­
tik de» Gewerkschaften und die 
Streikbewegung"
2) Rosa Luxemburg, Fol.Schriften I 
EVA 19cb, S.177
3) Lefevre,"Einige Lehren aus dem 
Streik", SDS-Info 21
4) "Wilder Streik bei Klöckner",
RPK 32, S.6

Eine inhaltliche Reorga­
nisierung der revolutionären Lin­
ken kann nur über ein Verständi­
gung über solche Fragen wie nach 
dem Charakter des Spätkapitalis­
mus im Westen, dem Charakter der 
Ostblockstaaten, dem Wesen der 
Kolonialrevolutionen nach dem 2. 
Weltkrieg, dem Verhältnis von Ar­
beiter- und Studentenbewegung, de 
Organisationsfrage hier und jetzt 
ebenso wie als weiterem ziel, etc 
laufen. Solche Fragen können nach 
einer mehr als 3o-jährigen Unter­
brechung der Kontinuität der re­
volutionären Arbeiterbewegung in 
Deuschland heute nicht sofort unc 
vollständig beantwortet werden. 
Aber die Methode, die einer so 
verstandenen Reorganisierung zu­
grundeliegt, ist deutlich: nicht 
über die falsche Verallremeine-
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IMPERIALISMUS UNO REVISIONISMUS

ZUR KüERIZTENZ-'OLITIi; j ;R 
SOWJETUNION

Beim Kambodscha-teach-in wurdet ne­
ben den Ausführungen zur Lage in 
Indochina und den Anmerkungen zur 
Imperialismustheorie u.a. die Hal­
tung der Sowjetunion beim Krieg 
in Indochina kritisiert. Jene, die 
uns immer wieder hysterisch danach 
befragten, weshalb wir als "nicht- 
revisionistischt*Gruppen in Frank­
furt eine eigene Demonstration 
durchführten, um nicht der allge­
meinen revisionistischen "Vereinhei 
lichung" unterworfen zu werden, - 
jene gerieten ganz außer sich, als 
wir die Politik der Sowjetunion alz 
revisionistisch, gegen die Interes­
sen der Völker Indochinas gerich­
tet bezeichneten.
Nun war es fraglos richtig, sich 
den bürokfatischen Vorstellungen 
des SHB zu widersetzen, der von 
Bonn aus in der ganzen BRD zu Demon­

strationen gegen die amerikanische 
"Intervention" aufgerufen und die 
linken Splittergruppen und deren 
Sympathisanten als Massenbasis be­
nötigt hatte.
Gerade unsere Kritik am Sowjetre­
visionismus, dessen asiatische und 
deutschlandpolitische Varianten hiei 
zur Debatte standen, unterband das 
Vortäuschen fiktiver Gemeinsamkei­
ten. Der Tag der faschistischen 
Kapitalation (8 .Mai) vor den russi­
schen und amerikanischen Alliierten 
sollte noch dazu herhalten, ange­
sichts der unübersehbaren sowjetisch 
amerikanischen Respektierung von 
"Interessensphären" im Falle Indo­
chinas die letzten Klarheiten f ü x  

über die Möglichkeiten revolutio­
närer Strategien zu beseitigen und 
damit objektiv auch Verrat an den 
kämpfenden Völkern Indochinas zu 
üben.
Ziemlich demagogisch befleißigten 
sich vor allem einige Marbutger 
Genossen, eine Kritik an der Sow­
jetunion als antikommunistiooh aus-'
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zugeben. Ohne nachzuweisen, worin 
der Antikommunismus bestehe bei 
der von uns vorgetragenen Kfitik 
am Sowjetrevisionismus, versuchten 
sie sich durch solche Behauptungen 
selbst zu immunisieren. Nun soll 
nicht gesagt sein, daß der Beitrag 
über die Koexistenzpolitik der SU 
aller Kritik hätte standhalten 
können, - zumal er in der erhitz­
ten Atmosphäre gar nicht recht 
zu Ende geführt werden konnte.
Was aber offenkundig eine Unterstei—  
^.lung war,-daß er antikommunistische 
Positionen vertreten hätte, - hatte 
allerdings Methode und Ziel: im sino- 
sow.ietischen Konflikt Partei gegen der 
maoistischen Kurs und damit auch für 
eine entsprechende revisionistische 
Praxis in der BRD zu ergreifen.

Ein Beitrag zur Revisionismusfrage:

Die gegenwärtige Situation in Kambod­
scha und die Reaktion der SU,

"In Worten wagen es die Führer 
der KPdSU noch nioht, die Flag­
ge ihrer Unterstützung der na­
tionalen Befreiungsbewegung 
ganz zu streichen; von ihren 
eigenen Interessen ausgehend, 
unternehmen sie zuweilen auch 
gewisse Aktionen, um den An­
schein der Unterstützung zu 
erwecken."(Polemik über die 
Generallinie der internationalen 
Kommunistischen Bewegung,S.21o) 

Auf drei Ebenen entwickelt die SU im 
Indochina-Krieg Aktivitäten: auf diplo­
matischer, militärischer und ideologi­

scher.
a) Diplomatische Aktivitäten:
Nach dem Einmarsch der Amerikaner in 
Kambodscha veranstaltete Ministerprä­
sident Kossygin eine Pressekonferenz 
in Moskau, in der er sich lautstark 
gegen die amerikanische Aggression 
wandte; die friedliebenden Nationen 
und vor allem deren Führer sollten 
sich jetzt darum bemühen, diesen Vor­
marsch zu stoppen und rückgängig zu 
inaohen. Auf die Frage, wer denn in

0
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Kambodscha statt des CIA-Regimes herr­
schen solle, forderte er eine "fried­
liebende" neutralistische Regierung* 
Wir wissen heute, mehr als zwei Mo­
nate nach dem Einmarsch der Amerikaner 
in Kambodscha, daß die SU bisher nichts 
weiter getan hat, als ein paar große 
Worte zu verlieren. Nicht einmal bei 
den Wiener Abrüstungsgesprächen(SALT) 
leisteten sich die Russen einen demon­
strativen Protest. Aber auch an allen

Frage der gegenwärtigen Weltpolitik ein- 
mimmt, das ist eine wichtige Trennungs­
linie zwischen Marxisten-Leninisten 
und modernen Revisionisten. Die Mar- 
xisten-Leninisten stehen fest
auf seiten der unterdrückten Nationen 
und unterstützen aktiv die nationale 
Befreiungsbewegung. Die modernen Revi­
sionisten stehen in Wirklichkeit auf 
seiten des Imperialismus und Kolonia­
lismus und lassen nicht^mversucht, um

anderen Orten internationaler Konferenz die nationale Befreiungsbewegung zu
tätigkeit befleißigten sie sich einer 
peinlichen Zurückhaltung.
Das berechtigt zu der Vermutung, daß 
es Kossygin offenbar nur darum ging, 
den Schein von Empörung zu wahren, der 
nötig ist, um die Völker der dritten 
Welt nicht allzu deutlich über das 

sowjetisch-amerikanische Arrangement 
der Koexistenzpolitik aufzuklären.

b) Die militärische Unterstützung 
durch die Sowj ets

Es ist bekannt, daß die SU Nordvietnam 
im Kampf gegen den US-Imperialismus 
und damit auch mittelbar die südviet­
namesische Befreiungsbewegung durch 
Waffenlieferungen unterstützt. Ist 
damit der soeben gegen die SU erhobene 
Vorwurf widerlegt? Die Marbugrger Ge­
nossen scheinen das zu glauben.
Wir erinnern uns an jene merkwürdige^
Übereinkünfte, wie sie im vietnamesi» 
sehen Krieg zu herrschen scheinen.
Während die USA fast alle Regionen und 
Städte Nordvietnams bombardierten und 
die landwirtschaftlichen Anbaugebiete 
und Wälder in Kraterlandschaften ver­
wandelt haben, nahmen die Amerikaner 
peinlich darauf Rücksicht, nicht zu­
fällig im Hafen von Haiphong sowjetisch<friedliche Koexistenz,

Schiffe mit Waffenlieferungen zu lä_ 
dieren. Einmal kam es versehentlich 
dazu, doch die Amerikaner entschuldig­
ten sich sogleich für das Versehen! bei, die Völker der dritten weit zu 
N _ _ befreien. Vielmehr weisen die Chinesen

°) L ^ ,2l °£ LscheJti6 liyjrî ah£en der .SJJ. dem bewaffneten Befreiungskampf der

Schließlich ist bekannt, daß die SU siciunterdrückten Völker eine ganz zentrale 
in der ideologischen Auseinandersetzung Rolle im Kampf um den Sieg des revo- 
mit China in der Frage der Einschätzung lutionären Sozialismus in der ganzen 

revolutionärer Volkskriege überworfen 
hat i
MDer Sturm der Revolutionen der Völker 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas for­
dert von jeder politischen Kraft in 
der Welt eine Stellungnahme. Welche Hai 
tung man in dieser so zugespitzten

verneinen und ihr entgegenzuarbeiten." 
(Polemik,S.2o9f.)
Die chine&ischen Genossen werfen nun 
der KPdSU vet, den Kampf gegen den Im­
perialismus zu ersticken, sich selbst 
zu den "Verfechtern eines neuen Ko­
lonialismus" (Polemik,S.2o7) zu machen 
und zwar unter Anwendung von vier 
Rezepten:
Mit der Parole von der friedlichen Ko­
existenz und vom friedlichen Wettbe­

werb, mit der Losung von der Hilfe 
für rückständige Länder, mit der 
Förderung nach Abrüstung und mit dem 
Glauben daran, daß die Vereinten
Nationen den Kolonialiernuiebschaffen 
würden.(Polemik, S.2l6-22o).
Die SU habe vor allem durch Chruscht­
schow den revolutionären, nationalen 
Befreiungskriegen eine Absage erteilt: 
lokale Kriege seien sehr gefährlich und 
deshalb gelte es,"die glimmenden Fun­
ken auszutreten, die einen Kriegs­
brand entfachen Könnten*(Polemik,221) 
Doch diese Bedenken und Ängste gegenüber 
dem "Abenteuertum" nationaler Befrei­
ungsbewegungen beruhen nach Meinung 
der chinesischen Genossen auf einer 
ganz falschen Einschätzung: Nicht die

die (imperia- 
listische)"Wirtschaftshilfe", irgend­
welche Abrüstungsverhandlungen oder 
die Vereinten Nationen tragen dazu

Welt zu:
"In unserem Brief vom 14.Juni(19^1) 
wiesen wir darauf hin, daß die grund­
legenden Widersprüohe der Welt von 
heute die Widersprüohe zwisohen dem 
.sozialistischen und dem imperialisti­
schen Lager, zwischen Proletariat und



Bourgeoisie innerhalb der kapitalisti­
schen Länder, zwischen unterjochten 
Nationen und Im perialismus §owie 
zwischen den verschiedenen Staaten 
und zwischen den verschiedenen mono­
polkapitalistischen Gruppierungen 
sind....
Wir erklären folgendermaßen:
1. "In den weiten Gebieten Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas konzentrie­
ren sich die verschiedenen Arten von 
Widersprüchen in der gegenwärtigen 
Epoche, hier sind die schwächsten
Kettenglieder in der Herrschaft des 
Imperialismus, hier sind heute die 
Nichtigsten Sturmzertrer. der Weltrevc- 
lution, wo dem Imperialismus direkte 
'chläge versetzt werden."

2 . "Die national-demokratische^ revo­
lutionäre Bewegung in diesen Gebieten 
und die internationale sozialistische 
revoluti.onäre Bewegung sind die zwei 
gewaltigen historischen Strömungen 
unserer Zeit."

5- " Die na tiona l-aemoxcra urscue nevuru-

den Kampf der "Befreiungsbewegungen" 
in der dritten Welt zwischen den 
Sowjets und den Chinesen ausgetragen 
werden. Erstes Fazit:
Der Befreiungskrieg der indochinesi­
schen Völker entspricht zumiddest 
nicht der sowjetischen Vorstellung 
von der "friedlichen Koexistenz".
Wir werden später noch zu fragen haben 
weshalb die Sowjets dennoch den größ­
ten Teil der materiellen Hilfeleistun- 
gen für Nordvietnam unter den auslän­
dischen Mächten unternommen haben. 
Zweites Fazit: Schon jetzt kann die 
Vermutung als begründet gelten, daß 
H t o gQ̂ r i o + i onV'o EoS''"!0 *̂01"1 zpoli tik 

nicht nur durch ihr Verhältnis zum 
US-Imperialismus, sondern in hohem 
Maße von den Beziehungen zwischen der 
SU und China bestimmt ist. Nicht nur 
die Stellungnahme du den Befreiungs­
bewegungen in der dritten Welt ist 
deshalb als "Trenungslinie" zwischen 
Marxisten-Leninisten und modernen
Xic v x ü x u l ü t s  o c ü  u u  UoX' uoJxb  j-CIi  o x g c i x  , S u n —

tion in diesen Gebieten bildet einen dern vor allem auch die Stellungnahme 
wichtigen Bestandteil der gegenwärtigen zu diesen Befreiungsbewegungen 
proletarischen Weltrevolution." von den beiden größten sozialistischen
4."Die antiimperialistischen revolutio-Staaten SU und China, 

nären Kämpfe der Völker Asiens, Afri- Die Theorie von der "friedlichen 
kas und Lateinamerikas haben die Grund- Koexistenz"

lagen der Herrschaft des Imperialis­
mus und des Kolonialismus, alt und 
neu angeschlagen und erschüttert, sie 
stellen eine gewaltige Kraft für 
die Verteidigung des Weltfriedens in 
der gegenwärtigen Epoche dar."
5. "In einem gewissen Sinne hängt daher 
die ganze Sache der internationalen 
proletarischen Revolution letztlich 
von den revolutionären Kämpfen der 
Völker in diesen Gebieten, der über­
wältigenden Mehrheit der Weltbevölke­
rung ab."
6. "Die antiimperialistischen revolu­
tionären Kämpfe der Völker Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas sind daher 
keinesfalls lediglich von lokaler Be­
deutung, sondern von allgemeiner Be­
deutung für die Wel Revolution des 
ganzen internationalen Proletariats." 
(Polemik,S.226)

Diese ausführlichen Steilungnahmen, 
die uns derzeitig nur in der "Pole­
mik" vorliegen,sollten erläutern, wel­
che ideologischen Kontroversen gerade 
über die Frage des "Volkskrieges

Es wäre aber falsch zu glauben, daß 
die "friedliche Koexistenz" in jedem 
Fall schon dem Verdikt des "Revisio­
nismus" anheimfiele. In der Polemik 
über die Generarlinie , au*,f die wir 
uns weiter unten wieder beziehen wer­
den, entwickelt die KPCh ganz ausführ­
lich ihre differenzierte Stellung­
nahme. Verfolgen wir die Entwicklung 
diese*" Maxime:

1. Lenin
Vor der Oktoberrevolution hat Lenin 
die russische Revolution immer als 
einen bez. den ersten Schritt in der 
Reihe von Revolutionen eingeschätzt, 
die zumSturz des kapitalistischen 

Systems wenigstens in den fortgeschrit­
tensten kapitalistischen Ländern, 
e LWca m  Deutschland, fünren sollten. 
"Nach Jahresfrist werden wir bereits 
zu vergessen beginnen, daß es in 
Europa einen Kampf für den Kommunis­
mus gegeben hat, denn nach einem Jahr 
wird ganz Europa kommunistisch sein." 
(Sinowjew, in: Die kommunistische 

über Internationale 1919, H.1,S.1o)



Die Absätze zur de^tscner: Revolution 
von 191 8 bestätigten diese Hoffnung 
zunächst - wenngleich nur sehr 
kurzfristig. Aber noch 1923 setzten 
die russischen Kommunisten ihr ganzes 
Vertrauen ins deutsche Proletariat 
und in die bevorstehende Revolution 
(Vgl. Sinowiew, Probleme der deut­
schen Revolution)^
Doch man stand vor der Frage, wie 
das Postulat von der internationali­
stisch-permanenten Revolution in einem 
Stagna tion.szeitraum, in dem die Kon­
terrevolution sich breitmachte, zu 
transformieren sei, nachdem auch in 
Rußland 1921 der Bürgerkrieg durch­
gestanden war.
Der Genosse Kramer hat im Roten Forum
/ (u ______ B •*- s torisch—materia-
istische Beschreibung aer Vorausbc-- 
ungen für die bolschewistische Okto­

berrevolution und den Aufbau des 
Sozialismus zu liefern, vor allem 
in Bezug auf die Leninsche Fehl­
einschätzung der russischen Bauern 
und deren kollektivwirtschaftlich­
feudale Produktionsweise. Er stellt 
die These auf, daß die Bolschewiki 
den Zeitraum von 19°5 "bis 19^7 hätten 
nutzen müssen, einen relativ einfa­
chen Übergang der russischen otescina, 
der gemeindewirtschaftlichen agrari­
schen Organisationsform zur kollektiv 
wirtschaftlichen Kolchosenwirtschaft 

zubereiten, der d  ̂ ^bivalente 
Parole: alles Land den Bauern und die 
daraus folgende Parzellierung des 
Bodens.unnötig gemacht hätte. Durch 
^iese Parzellierung sei erst die 
Zwangsläufig antisozialistische Hal­
tung der Kulaken(gezwungen zwischen 
bloßer Selbstversorgung oder der 
kapitalistischen Akkumulation zu wäh­
len) entstanden, die mit der Zwangs- 
KoiifeKu^cx^g rci4- ' o o q anter un- 
beschreibbaren Opfern unterdrückt wur­
den mußten, sollte der Sozialismus 
nicht grundsätzlich gefährdet werden. 
Diese Vorgänge, die hier nur beschrie­
ben werden sollen als ganz besondere 
Schwierigkeiten für den "Aufbau des 
Sozialismus" in einem Lande, hatten 
ihr Pendant in der Beziehung Industrie 
Landwirtschaft und in der Organisation 
des industriellen Aufbaus selbst. Wir 
zitieren dabei Lenin selbst um anzudeu 
ten, welches die Strategie der Neuen 
Ökonomischen Politik war, ohne die auc

c j■- £ t» ' cl " i ' s cr.e

t i  Benin n ich* zu verstehen ist: 
"Insofern der ' u a ' r.icnt imstande 
sein wird, des Bauern Erzeugnisse der 
sozialistischen Fabrik im Austauscn 

gegen alle diese Tbe_scnüsze ^  __e- 
■rq  ̂ bac-u :ei " re ei* des Handelns 
mit den Überschüssen unverme'i ; c 
Freihei* der Entwicklung des Kapitalis­

mus .
Innerhalb a.eses Ramme —  -- J--
doch für den Sozialismus keineswegs 
gefährlich, solange aas Verkehrswesen 
und d^e Gro^indus*rie in den Fänden 
des Proletariats verbleiben, im Gegen­
teil, die Entwicklung des Kapitalismus 
unter Kontrolle und bei Regulierung 
durch den proletarischen Staat'd.h.
__ 11 _ t ~ ~ H.C.C! Viertes "Staats-"

Kapitalismus) ist in einem wirtschaft­
lich außerordentlich zerrütteten und 
rückständigen kleinbäuerlichen Land 
(natürlich nur in einem gewissen 
Grade) vorteilhaft und notwendig, in­
sofern sie geeignet ist, die sofortige 
Hebung der bäuerlichen Wirtschaft 
zu beschleunigen. Noch mehr gilt das 
für die Erteilung von Konzessionen: 
ohne auch nur im geringsten die Na­
tionalisierung aufzuheben, gibt der 
Arbeiterstaat bestimmte Bergwerke, 
Waldmassive, Erdölfelder und anderes 
ausländischen Kapitalisten in Pacht, 
um ihnen zusätzliche Ausrüsutun-
gen ... Maschinen zu bekommen, die 
uns ermöglichen, die Wiederherstel­
lung der sowjetischen Großindustrie 
zu beschleunigen.
Was wir an die Konzessionäre in Ge­
stalt eines Teils der hochwertigen Pro­
dukte zahlen, ist zweifellos ein Tri­
but des Arbeiterstaates an die Welt­
bourgeoisie; ohne das auch nur im ge­
ringsten zu vertuschen, müssen wir 
klar ernennen, daß es für uns vor­
teilhaft ist, diesen Tribut zu zahlen, 

um die Wiederherstellung unserer 
Großindustrie zu beschleunigen und 
rasch eine ernsthafte Verbesserung 
der Lage der Arbeiter und lauern her­
beizuführen ."(Lenin, Thesen zum Refe­
rat auf den III.Kongreß der Komintern 
über die Taktik der KPR, Ursprüngliche* 
Entwurf, AW,III,S.711.)

Die Situation 1921 zwang also Lenin 
h zur Atempause, um nach Weltkrieg



■and. Bürgerkrieg im Innern die Voraus­
setzung für den politischen und öko­
nomischen Aufbau des Sozialismus 
zu schaffen. Die neue ökonomische 
Politik in der SU hatte ihr Pendant 
in der "friedlichen Koexistenz" mit 
dem kapitalistischen Ausland.
"Koexis tensspolitik bezeichnet also 
bei Lenin im wesentlichen die Ent­
wicklung eines Kodex von zwischen­
staatlichen Verkehrsformen, um die 
Beziehungen zu den kapitalistischen 
Staaten zum eigenen Vorgeil zu etab­
lieren ."(Schmiederer, S.1 3) 
"Koexistenzpolitik war für Lenin 
jedoch weder 'friedlich1, noch die 
Generallinie der Außenpolitik über­

haupt (Schmiederer, S . 1 3)•
Wenigstens für die nächsten Jahre muß­
ten sich die Kommunisten arrangieren,i» 
um im Verkenr mi „ ; 1 * ~ x-f
Ländern so viel wie möglich für den 
Aufbau der Sowjetunion herauszuschlagen,

Indem man eine Politik des Gleich­
gewichts, des Ausspielens der im­
perialistischen Mächte untereinan­
der anstrebte^glaubte man einer­
seits, die Feinde vom Überfall auf 
die geschwächte SU abhalten zu kön­
nen .
Auf militärischem, politischem 
und vor allem wirtschaftlichem Ge­
biet waren Kompromisse mit den 
kapitalistischen Staaten zeit­
weilig nicht nur zulässig, son­
dern auch nötig.(Programm der 
Internationalen von 1924).
Der Rapallo-Vertrag kann hierfür 
als Beispiel gelten.

"Der Sowjetbund - so wurde das 
andererseits gerechtfertigt von 
der kommunistischen Internationale 
1924 - "treibt durch die bloße Tat­
sache seiner Existenz einen Keil 
in das kapitalistische System, 
indem er mit seinem dem kapi­
talistischen Regime prinzipiell • 
feindlichen Aufbau ein Sechstel 
der Weltkugel umfaßt. Anderseits 
8teilt er den stärksten Trupp der 
proletarischen Bewegung dar, denn 
hier stehen der Arbeiterklasse 
alle Mittel und Hilfsmittel der 
Staatsmacht zur Verfügung."

Wenngleich ihm die internationale 
und innerruBsische Lage zunächst eine 
"Atempause" und danach eine "Übergangs

phase" abnötigte, waren diese Ein­
schränkungen der Revoluticnstheorie 
von Lenin doch nur taktisch verstan­
den worden. Immerhin ging in dies 
Konzept noch immer ein, daß die 
Konflikte der kapitalistischen 
Staaten untereinander verschärft 
werden sollten durch den Kampf 
der kommunistischen Parteien in die­
sen Ländern und daß die SU sich 
hierbei als wichtigster Stützpunkt 
für die Verschärfung dieser Kämpfe 
vers tano..

Stalin

In einem Prawda-Artikel, "Zur 
internationalen Lage und zu den Auf­
gaben der kommunistischen Parteien", 
vom 22.März 1925 kommt Stalin zu 

t.o rrooi ncjohätzunff*. die seine 
gegenüber Lenin wenigstens teilwei­
se anders akzentuierte Theorie der 
friedlichen Koexistenz vorbereitet:
Mit der Dawisie—«rung, der finan­
ziellen Intervention, haben die m.- 
litärischen Siegermächte die mili­
tärische Intervention abgelöst. Das 
deutsche Proletariat braucht nach 
seinem vergeblichen Anlauf 1918 
erst wieder eine gewisse Zeit zur 
Sammlung, Klärung und Organisation 
des revolutionären Kampfes.
Die Widersprüche zwischen den kapi­
talistischen Staaten und Interessen, 
da8 "Anwachsen und die Stärkung der 
nationalen Befreiungsbewegung in Iin- 
dien, in China, in Ägypten, in In­
donesien, in Nordafrika usw., der 
Kampf um die Einheit der Gewerkschaft 
bewegung und vor allem das wirt­
schaftliche Wachstum der Sowjetunion 
würden die Erfolge der Konterrevo­
lution schon wieder wettmachen:
"Das Ergebnis ist, daß wir eine ge­
wisse Periode der Stille in Europa 
und Amerika haben, die durch
die national-revolutionäre Bewegung 
in den Kolonien"gestört" und durch 
die Existenz, Entwicklung und Stär­
kung der Sowjetunion "getrübt" 
wird. Für die Bourgeoisie bedeutet; 
dies eine Atempause , verstärkte Ka­
pitalausfuhr, weitere Bereicherung, 
Verstärkung des Drucks auf die SU# 
Konzent±erung aller Kräfte der 
Konterrevolution um das englisch- 
amerikanische Kapital.. .(Stalin, 

Werke, Bd.7,8.49)



r.^cIa’J.S ci'gc ucll SICH 0. . e Aul^ä L'
der kommunistischen rar:eic:.:
1. Alle u m  egl_che ici-ema.ze 
im leger der Bourgeoisie zweckt
r r' • - 7 " '> 2' *" r • u i' ( ■ r - /’ *~ ~  ~ ~ - c,  ------------ • -

Kräfte, zwecks Stärkung der Posi­
tionen des Proletariats resTlos 
auszunützen.
2. Die konkreten Formen und Metho­
den der engeren Verbindung der 
Arbeiterklasse der fortgeschrittenen 
Länder mit der naticnaRevolutionä­
ren Bewegung der Kolonien und ab­
hängigen Länder zwecks allseiti­
ger Unterstützung dieser Bewegung 
gegen den gemeinsamen Feind,
gegen den Imperialismus, festzulegen.
3. Den Kampf um die Einheit der 
Gewerkschaftsbewegung vorwärtszutrei­
ben und zu Ende zu führen, einge­
denk dessen, daß dies das zuverläs­
sigste Mittel zur Gewinnung der 
Millionenmassen des Proletariats 
ist. Denn man kann die Millionen­
massen des Proletariats nicht ge­
winnen, ohne die Gewerkschaften
zu erobern, die Gewerkschaften aber 
kann man nicht erobern, ohne in 
ihnen zu arbeiten und dort Monat um 
Monat, jAhr um Jahr das Vertrauen 
der Arbeitermassen immer mehr zu 
erwerben. Ohne dies ist an die Er­
ringung der Diktuatur des Proleta­
riats gar nicht zu denken.
4. Die konkreten Former: und Metho­
den der engeren Verbindung der Ar­
beiterklasse mit dem durch die bü­
rokratische Maschine des bürgerli­
chen Staates und durch die räu­
berischen Preiscder allmächtigen 
Truste niedergedrückten Kleinbauern­
tum festzulegen, eingedenk dessen, 
daß der Kampf um das Kleinbauern­
tum eine dringende Aufgabe der Par­
tei ist, die zur Diktatur des Pro­
letariats schreitet.
5. Die Sowjetmacht zu unterstützen 
und die intervention^istischen 
Machenschaften Hoc- Imrerialismus 

gegen die SU zu durchkreuzen, ein­
gedenk dessen, daß die SU das Boll­
werk der revolutionären Bewegung 
aller Länder ist, daß die Erhaltung 
und Stärkung der Sowjetunion die 
Beschleunigung des Sieges der Arbei­
terklasse über die V&tbourgeoisie 
bedeutet.M(Stalin, Werke, Berlin 

1952, Bd.7,S.48f.)

Auer. Ci',

z.ct m c  Pur.ATe

: •' _ .t rot . .
een A : >•- ■ erorgan sa'ionen ir. den
kapi’alis - Ischen Metropole:' o.ni
aen T,t vcl
cier 3...ei ■ . mexv .-.ampf um d e Ltr.t

Qtr. JC _cd. Und Cl_e AUSälB-
mcnai'tci von .’ r . .er:, und ^tuevrn 
im Kampf gegen der. immer!a? 

sehen Kapitalismus.
Hinzu .:oum.: n_cr: e_ne epezifizene
Akzentuierur.g c.er xect---:.B —  -
Sowjetmacht für aen m/err.a ...na.en 
Klassenkampf. Le::_r.(in: Der
’linke Haaikaliumus', DJ.Bd. 1,2.

6 6 9) hieß es r.oen:
MDer proletarische Internationalis­
mus fordert: erstens, daß cne In­
teressen des einen Landes der.
Interessen des internationalen pro- 
ietansenen Kampfes untergeordnet 
werden; zweitens, daß die Kation, 
die «Aber die Bourgeoisie siegt, 
fähig und berei+ se^. die größten 
nationalen Opfer für den Sturz des' 
Internationalen Kapi*als zu bringen.” 
Bei Stalin dagegen folgte aus der 
Theorie des "Sozialismus in einem 
Lande”, daß sich nicht die SU den 
internationalen Klassenkämpfen als 
wichtigster Stützpunkt zur Verfü­
gung stellt^ sondern daß umgekehrt 
die kommunistischen Parteien sich 
ganz in den Dienst der Bewahrung 
der "revolutionärer. Errungenschaften” 
in der SU stellen;Wenn Stalin for­
dern konnte: "Ein Internationalist 
ist, wer vorbehaltlos, ohne zu 
schwanken, ohne Bedingungen zu stel­
len, bereit ist, die UdSSR zu 
schützen", dann deutet er damit an, 
daß die Kommunistische Internationale 
bereits zur Hilfstruppe der Sowjet­
macht degradiert worden war. Sie 
besaß daher seit 1927 keine eigene 
Funktion mehr(Vgl.Schmiederer,s.18). 
Die SU vor imperialistischen Überfäl­
len zu bewahren, hieß aber, um alles 
in der Welt kriegerische Konflikte-*. 
auch im Innern einzelner kapitalisti­
scher Länder- zu verhüten. Selbstän­
dige revolutionäre Aktionen der KPs 
einzelner europäischer Länder hätten, 
so glaubten die Sowjets, die ge­
samtkapitalistische und imperialisti-



sehe Aggression gegen den Haupt- 
pfeiler des Sozialismus>gegen die 
SU, gerichtet.
Aus der revolutionären Arbeitsteilung 

(Sowjetunion/Komintern) wurde 
die machtpolitische der SU.
Allerdings läßt sich diese Umwand­
lung der Leninschen Koexistenz­
politik in die Stalinsche mit ihren 
spezifischen machtpolitischen Ak­
zentuierungen nicht einfach als 
eine ideologische Verkürzung durch 
Stalin ausgeben. Ihr entsprachen 
entscheidende polit-ökonomische Vor­
aussetzungen und außenpolitische 
Konstellationen bzw# Einschätzun­
gen über die innen- und außenpoli­
tischen Entwicklungen.

"Die bolschewistische Partei hat 
unter Stalin das Richtiflre gemacht, 
aber sie hat das Richtige sehr 
schlecht gemacht.” Als Beleg hier­
für nennt Kramer die späteren Hun­
gersnöte, die Zwangsarbeitslager, 
die Proletarisierung der Bauern 
und nioht zuletzt das Aufblähen der 
Staatsbürokratie im Verlauf dieses 
opferreichen Umsohichtungsprozesses. 
Neben diesen ungeheuren Schwierig­
keiten, die ▼ so kann man vielleicht 
behaupten - entweder aus Versäumnis­
sen der Bolschewiki vor der Oktober­
revolution, als sie die Bauern­
schaft nur verbal zum Bündnispart­
ner gemacht hatten^resultierten, 
traten solche auf, die aus dem 
"zurückgebliebenen” noch nicht zur 
”vorrevolutionären*Reife gelangten 

Kapitalismus in Rußland um 1917 
resultierten; eine ungeheure Pri­
märakkumulation unter Planwirtschaft' 

liehen Voraussetzungen war zualler­
erst notwendig:
"Der Vorrang der Entwicklung der 
Schwerindustrie tfird für den Über­
gang zum Kommunismus als wesent­
lich angesehen, nicht nur im Hin­
blick auf das innere Wachstum des 
Sozialprodukts, sondern auch im Hin­
blick auf die internationalen 
Konsequenzen - mit anderen Wor­
ten, die militärische wie die 
ökonomische Position muß gefestigt 
werden:
'Nachdem es das von der Partei 
konzipierte Industrialisierungs­
programm in den Fünfjahresplänen 

_der Vorkriegszeit erfüllt hatte,

errichtete das sowjetische Volk 
eine fest ökonomische Bans zur 
aktiven Verteidigung des Landes.
Eine mächtige Schwerindustrie erwies 
sich als die Grundlage der unzer­

störbaren Verteidigungs­
kraft der UdSSR(zit.nach Marcuse,
Die Gesellschaftslehre des sowjeti­
schen Marxismus, Neuwied/Berlin

1 9 6 4)
Bleibt nur noch zu ergänzen, daß 
GoaLin nicht nur aus Gründen der 
isolierten Notwendigkeit der primä­
ren Akkumulation des Kapitals das 
Primat der Schwerindustrie nach 
dem Motto: Sozialismus ist gleich 
Elektrifizierung plus Sowjetmacht 
ableitete, sondern die damals 
richtige Einschätzung der Weltlage 

und der Auseinandersetzungen im 

kapitalistischen System, die oreianr

des Faschismus als einer spezifi­
schen Form der Krisenlösung und 
des Imperialismus aus der er Kon­
sequenzen zu ziehen hatte, kam 
hinzu. Der Fatalität des zeitweiligen 
Bündnisses StalinB mit Hitler 
stand deshalb zumindest auch die 
Vorbereitung der SU auf den Sieg 
im antifaschistischen Krieg 
- unter welchen Parolen dieser t 

auch immer geführt wurde, gegen­
über. Gleichwohl war das folgen- < 
reich: nicht nur, daß die europä­
ischen KPs sich den Direktiven Mos 
kaus zu beugen hatten, sondern auch 
die Beziehung zwischen Partei und 
Massen: der sozialistische Wett­
bewerb ohne die Voraussetzung der 
Vergesellschaftung der Produktions- 
mittel(”Stachanowbewegung”) zei­
tigte nicht nur spezifische Formen 
der Unterdrückung, sondern auch der- 

entpolitisierenden Entfremdung. 
Ähnliches gilt für den sowjet-
pfc* 01'_LU oib blb ClIDU I^ricg.

Die KPCh und Stalin

Die zwanghafte Verbindung des 
"Aufbaus des Sozialismus in einem 
(industriell rückständigen) Lande", 
das Primat der Schwerindustrie und 
der Elektrifizierung, die Kollekti­
vierung und Mechanisierung der Land­
wirtschaft und die leidvolle Unter­
drückung der oppositionellen Kulaken, 
und schließlich die Abwehr deB fa-



schistischen deutschen Angriffes, - 
das alles läßt sich beschreiben 
als historisch notwendige Entfal­
tung der Produktivkräfte unter den 
spezifischen Produktionsverhältnissen 
der stalinistischen Ära.
Pas alles ist auch Grund genug da­
für, weshalb vermutlich die KPCh 
in ihrer keineswegs unkritischen Sta­
lin-Würdigung Stalin noch immer 
als einen Exekutor der Leninschen 
Theorie unter den modifizierten 
materiellen und politischen Voraus­
setzungen zur Frage der Koexistenz 
bezeichnet hat(Polemik, S.2 9 6 ).
Die Kritik an Stalin bezog sich 
auf folgende Punkte:
"In seiner Denkweise wich Stalin in 
einigen Fragen vom dialektischen 
Materialismus ab und verfiel in 
Metaphysik und Subjektivismus. Da­
durch entfernte er sich manchmal 

von der Wirklichkeit und von den 
Massen."
Er verwechselte die Widersprüche 
zwischen dem Feind und uns und 
Widerspruche im Volke. Viele Konter­
revolutionäre wurden zu Recht be­
straft, "aber zur gleichen Zeit 
wurden auch manche unschuldige Leute 
zu Unrecht verurteilt. So ist man 
1937 und 19 3 8 bei der Unterdrückung 
der Konterrevolution zu weit gegan­
gen. In Partei- und Staatsorganisa­
tionen befolgte Stalin nicht in vol­
lem Maß den proletarischen demokra­
tischen Zentralismus, oder verletz­
te ihn in gewissem Grad. Auch in 
der Behandlung der Beziehungen zwi­
schen Bruderparteien und Bruderlän­
dern beging er manche Fehler. In 
der internationalen kommunistischeh 
Bewegung gab er ebenfalls einige 
falsche Ratschläge. All diese Fehler 
haben der Sowjetunion und der inter­
nationalen kommunistischen Bewegung 
gewissen Schaden zugefügt."(Polemik,

S.i57f.)
Der KPdSU und vor allem Chruschtschow 
hält die KPCh indessen entgegen, 
daß die völlige Verurteilung S+alins 
nicht angemessen sei:
"Stalin führte die KPdSU und das 
Sowjetvolk entschieden auf der 
Linie der sozialistischen Indu­
strialisierung und Kollektivierung 
der Landwirtschaft, wodurch große 
Erfolge bei der sozialistischen

Umgestaltung und dem Aufbau des So­
zialismus errungen wurden.
Stalin hat die KPdSU, das Sowjet­
volk und die sowjetische Armee durcr. 
schwierige, großartige Kämpfe bis 
zum Triumph im antifaschistischen 
Krieg geführt.
Stalin hat im Kampf gegen den Opprr- 
tunismus aller Schattierungen, gegen 
die Feinde des Leninismus, - die 
Trotzkisten, Sinowjewleute, Bucha- 
rinleute und andere Agenten der 
Bourgeoisie-den Marxismus-Leninis­
mus verteidigt und weiterent­
wickelt."(Polemik, S.1 3 6).
Von uns muß nun zudem gefragt 
werden, welche Weichen Stalin nacn 
dem 2 .Weltkrieg falsch gestellt hat, 
durch die die heutige Politik der 
SU, insbesondere die der "friedlicher 
Koexistenz" bestimmt wird.

Koexistenzpolitik und sino-sowjetisc.-. ~ 
Konflikt.

"Zusammenarbeit zwischen der Sow­
jetunion und den USA zur Beherr­
schung der Welt, das ist der Kern 
der von der Führung der KPdSU 
verfolgten Generallinie der "fried­
lichen Koexistenz"(Polemik über 

die Generallinie...,S .327)

Die KPCh hat auf die Erklärung des 
ZK der KPdSU vom 3°.März 19&3» in 
der die "friedliche Koexistenz" als 
Generallinie der internationalen 
kommunistischen Bewegung" bezeichnet 

wird, geantwortet mit dem Sechsten 
Kommentar zum Offenen Brief des ZK der 
KPdSU vom 12.Dez.19 6 3 (Polemik, S.287), 
Aus diesem "Kommentar" werden wir in 
der Folge eine ganze Reihe von Stellen 
zitieren, weil sie außerordentlich 
präzise das Verhältnis von Koexistenz 
und revolutionären Bewegungen in der
3. Welt beschreiben und genauer als 
alle Umschreibungen die Kategorien 
zur Beurteilung entwickeln.
Die chinesische Außenpolitik hat Mao 
Tse-tung 1956 wie folgt charakterisiert 
"Um einen dauerhaften Weltfrieden zu 
erkämpfen, müssen wir die freundschaft­
liche Zusammenarbeit mit allen brüder­
lich miteinander verbundenen Staaten 
des sozialistischen Lagers weiter ent­
wickeln und die Einheit mit allen fried 
liebenden Ländern verstärken. Wir müs­
sen danach streben, p^t allen Ländern,



die bereit sind, mit uns friedlich zusam "Die Führer der KPdSU befürworten die 
menzuleben, auf/der Grundlage der gegen- "allseitige Zusammenarbeit" mit den
seitigen Achtung der territorialen 
Integrität und Souveränität und des 
gegenseitigen Vorteils normale diplo­
matische Beziehungen herzustellen.
Die Befreiungsbewegung für die natio­
nale Unabhängigkeit der Länder Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas sowie die 
Friedensbewegung und den gerechten

imperialistischen Staaten, vor allem 
mit den USA. Sie behaupten, daß die 
Sowjetunion und die USA "die Ba&is 
für gemeinsame Aktionen und Bemühun­
gen um den Wohlstand der ganzen Mensch­
heit finden können","daß die Sowjet­
union und die USA Arm in Arm gehen 
können, um den Frieden zu festigen und 
eine wirkliche internationale Zusammen-Kampf aller Länder der Welt müssen wir 

aktiv unterstützen."(Polemik, S. f 3o1) ar^e;*-̂ aller Staaten herzustellen 
Das Verhältnis zu den imperialistischen "Der Ansicht der Führer der KPdSU

Staaten und zu den kapitalistischen 
Ländern, sowie das zu den sozialisti­
schen "Bruderländern" wird wie folgt
bestimmt:
1 . Wir machen einen Unterschied zwi­
schen sozialistischen und kapitalisti-

nach ist die friedliche Koexistenz 
"die Generallinie der Außenpolitik 
der Sowjetunion und der anderen Staa­
ten des sozialistischen Lagers."
...Die Führer der KPdSU sind der Mei­
nung, daß die friedliche Koexistenz

sehen Staaten. Den sozialistischen Staa- "üie beste Methode ist, der inter- ^  
ten gegenüber halten wir uns an das P r i n - n a ki°nalen Arbei terbewegung zu helfen^^ 
zip des proletarischen Internationa- ihre Hauptklassenziele zu erreichen."
lismus- gegenseitige Hilfe. Wir betrach- "Sie behaupten, daß unter den Bedin- 

ten Wahrung und Stärkung der Einheit 
unter den Staaten des sozialistischen 

Lagers als Grundlinie unserer Außen-

2. Wir machen einen Unterschied zwischen sie^der Ansicht, daß der ^-ieg des^ uo- 

nationalistischen ..Staaten, die erst

gungen der friedlichen Koexistenz die 
Möglichkeit des friedlichen Übergangs 
der kapitalistischen Länder zum Sozia­
lismus gewachsen seiji. Ferner sind

vor kurzem ihre politische Unabhängig­
keit erlangt haben, und imperialisti­
schen Staaten. . .
3 . Wir machen einen Unterschied zwi-

zialismus im wirtschaftlichen Wettbe­
werb einen vernichtenden Schlag für 
das ganze System kapitalistischer 

Beziehungen bedeuten wird."

"Nach fünf Prinzipien ist es in inter-
schen den gewöhnlichen kapitalistischen nationalen Beziehungen unzulässig, die 
Ländern und den imperialistischen Staa- territoriale Integrität und Souveräni-
ten. Auch ist unser Verhalten gegen­
über den verschiedenen imperialisti­
schen Ländern unterschiedlich... 
Während wir an der friedlichen Koexi­
stenz mit Staaten unterschiedlicher

tät eines anderen Landes zu verletzen, 
sich in seine inneren Angelegenheiten 
einzumischen, seine Interessen, seine 
Gleichberechtigung zu beeinträchtigen^ 
sowie einen Aggressionskrieg auszulösen."

Gesellschaftsordnung festhalten, erfül- in der Folge zeigt sich,daß die SU nicht 
len wir unerschütterlich unsere Pflich- nur illusionär ist, wenn sie glaubt, 
ten des proletarischen Internationalis- die imperialistischen Mächte würden
mus. Wir unterstützen tatkräftig die 
nationale Befreiungsbewegung in den 
Ländern Asiens, Afrikas und Latein­
amerikas, die Arbeiterbewegung in 
den Ländern Westeuropas, Nordamerikas 
und Ozeaniens, den revolutionären 
Kampf der Völker aller Länder sowie 
ihrenKaApf gegen die imperialistische 
Aggressions- und Kriegspolitik und 
um die Erhaltung des Weltfriedens." 
(3oo-3o3)
Vor allem folgende Vorwürfe formuliert 
die KPCh gegenüber der Koexistenzpoli­
tik der Sowjetunion:

gegen diese Prinzipien der Koexistenz­
politik nicht verstoßen, Vietnam, Kam­
bodscha, Laos und viele andere Beispie­
le widersprechen dem länget. Aber auch 
die Su selbst hat gegen diese von ihr 
selbst propagierten Prinzipien versto- 
ßen(CSSR):
"Selbstverständlich müssen auch die 
sozialistischen Staaten untereinander 
die Fünf Prinzipien einhalten. Niemals 
darf die territoriale Integrität von 
Bruderstaaten verletzt, ihre Unabhängig­
keit und Souveränität beeinträchtigt 
werden, es darf keine Einmischung in



aller 
nuk1e-

ihre inneren Angelegenheiten geben, 
keine Wühlarbeit darf in Bruderstaaten 
durchgeführt werden, niemals darf ge­
gen die Prinzipien der Gleichberechti­
gung und des gegenseitigen Vorteils 
in den Beziehungen zwischen Bruderstaa­
ten verstoßen werden."(3o6-3 1 2 )
Ganz klar heißtes aber in diesem Kommen-waffen zur Abwehr imperialistischer 
tar, daß gleichwohl nicht die "fried- nuklearer Drohungen sein können."(Po- 
liche Koexistenz” , sondern der ”prole- lemik, S.274)
tarische Internationalismus” das grund- Die Legitimationsstruktur der SU bezüg- 
legende Prinzip der Außenpolitik sozia- lieh des befürchteten atomaren Kriegs 
listischer Staaten sein müsse. Die Außer wird ancresichtB der remsrerter Aus-

der revolutionären Bürgerkriege 
Völker eintritt, will sie einen 
aren Weltkrieg provozieren. - 
Das ist eine phantastische Lüge”
”Wir sind stets der Meinung, daß Kern­
waffen in den Händen eines sozialisti­
schen Staats immer nur Verteidigungs­

politik dt>r öoziaiiBtiscnen Staaten 
müsse deshalb ihre Aufgabe vor allem 
anderen in der "Unterstützung der ge­
knechteten Volksmassen und unterdrück­
ten Nationen in ihrem revolutionären 
Kampf" erkennen. In Bezug auf die 
Kämpfe der revolutionären Befreiungs­
bewegungen in der dritten Welt hieße 
friedliche Koexistenz gegenüber dem 
imperialistischen Gegner^ Verrat an 
den obersten Prinzipien sozialistischer Ebenso

Außenpolitik.
Und schließlich wird nach einer Gegen­
überstellung von Kennedy- und Dulles- 
bzw. Eisenhower-Zitaten zu solchen von 
Chruschtschow eine außerordentliche 
Ähnlichkeit und vermutete Interessen­
gleichheit erkennbar:
"Es läßt sich unschwer erkennen, daß 
die Generallinie der "friedlichen Ko­
existenz" der Führer der KPdSU gerade 

nach dem Geschmack des USA-Imperialis-

einandersetzungen in den Ländern der 
3.Welt immer mehr zum bloßen Vorwand, 
sich dort zurückhalten zu können:
"Die Strategie des "counter-inErurgency" 
enthüllt den Charakter der "contain- 
ment"-Politik als einer Interventions­
und Aggressionspolitik zur Erhaltung 
des weltweiten ökonomischen und politi­
schen Einflusses der kapitalistischen 
Gewellschaftsordnung."(Schmiederer,31) 

wenig nützt den revolutionären 
Bewegungen der 3 .Veit die sowjetische 
These vom friedlichen Wettbewerb der 
Systeme, der zwangsläufige Sieg des 
sozialistischen Systems und die daraua 
notwendig sich ergebende Transformation 
des kapitalistischen in das sozialisti­
sche System,- qua Überzeugung; und das 
angesichts der Bedrohung durch die 
imperialistischen USA einerseits und 
der "Zurückhaltung" und "friedlichen 
Koexistenz" der SU andererseits.

mus ist."(Polemik, S.325)

Eine ihrer Legitimationsgrundlagen 
für die "friedliche Koexistenz" be­
nennt die SU in der Existenz der Atom­
bombe: "Friedliche Koexistenz oder 
katastrophaler Krieg - nur so wird 
die Frage von der Geschichte gestellt, 
(zit. nach U .Schmiederer, Die sowje­
tische Theorie der friedlichen Koexis­
tenz, nk, Frankfurt 1 9 6 8)(S.27)
Auf der anderen Seite verschafft der 
Atomwaffenbesitz der SU die Möglich­
keit, dan nuklearen Krieg mit einer 
eigenen Vernichtungsdrohung(Gleich­
gewicht des Schreckens) zu verhindern. 
Gleichzeitig werfen die Sowjets den 
Chinesen vor, leichtfertig mit dem 
Gedanken an einen Atomkrieg zu spie­
len. Hiergegen verwahren sich die 
Genossen der KPCh entschieden:
"Da die KP Chinas für die Unterstützung 
der nationalen Befreiungskriege und

Die Koexistenzpolitik als Verschlei­
erung sowjetischer Machtpolitik

Die Theorie vom "Aufbau des Sozia­
lismus in einem Land", die, wie wir 

sahen, ganz reale polit-ökonomische 
und außenpolitische Voraussetzungen 
und Legitimationen beanspruchen konnte, 
ist unter eben diesen Bedingungen von 
Stalin gewendet worden zur Parole:
Alles für die Sicherheit der Sowjet­
union. Die gewaltige Forcierung der 
Anstrengungen des ganzen Volkes zum 
Kampf gegen den Hitlerfaschismus war 
vermutlich nur möglich durch diese 
außerordentlich rigide Entwicklung deB 
sowjetischen Sozialismus in den 2o-er 
und 3o-er Jahren.
Doch es läßt sich ebenso registrie­
ren, nicht nur, daß die Bürokratie in 
Partei und Staatsverwaltung sich immer 
mehr verselbständigt und alle Formen



♦

politischer Beteiligung der Massen 

strikt abhlockt, sondern vor allem 

auch, daß jenes ursprüngliche und 
die Koexistenzpolitik konstituieren­
de Prinzip vom Aufbau des Sozialis­
mus in einem Lande noch allzu lange 
herangezogen wurde, als es längst 
nicht mehr nur ein sozialistisches 
Land gab.
Dieses Legitimationsmuster weist auf 
den funktionalen Wert der Koexistenz­
politik hin: durch ''Revolutionen" von ' 
oben in den heutigen "Satellitenstaa­
ten", durch die militärische Inter­
vention in eben dieaenStaaten ver­
stießen die Sowjets nicht nur gegen 
das Prinzip der friedlichen Koexistenz 
und die Vorstellung von der Souverä­
nität der "Bruderländer", sondern sie. 
brachten es als bloßen Ausdruck v o n :
Machtpolitik, der sich längst nicht \  

mehr um den "proletarischen Interna­
tionalismus" schert, auf den Begriff.
Drei. Beispiele:
1 .Die Intervention in der CSSR wurde 
durchgeführt u.a. mit der Begründung, 
daß sich dort rechtsabweichlerische, !
kapitalistische und konterrevolutio­
näre Tendenzen um Dubceck herum breit­
gemacht hätten. In der Tat haben füh­
rende "Reformpolitiker", u.a. Ota Sik 
nie ein Hehl daraus gemacht, zur Ra­
tionalisierung und Effektivierung der 
Wirtschaft kapitalistische Wettbewerbs­
und Marktformen zur "Regulierung" 
des gesamten Produktionsprozesses 
zu empfehlen und einzuführen.
Diöse Markttendenzen mit all ihren 
Folgeerscheinungen zu bekämpfen kann 
eine berechtigte Aktion dann sein, wenn 
an ihre Stelle die bisher ineffektive
bürokratische Organisation der Wir taohaft f
durch fortschreitende Vergesellschaf- 
tungs- und Selbstverwaltungsformen er­
setzt würde.
Doch das haben die Sowjets, selbst im 
Innern diesen Tendenzen teilweise ver- 
fallen(Liebermann),trotz aller propagan­
distischer lehauptungen keineswegs En­
gestrebt. Ota Sik lebt jetzt in der 
CSSR-Ökonomie in leicht veränderter 
Form weiter.(vgl. Rotbuch 11: Zur Kri­
tik der Sowjetökonomie, 19^9 und: So­
zialistisches Jahrbuch, darin: Die CSSR 
und die Strategie der UdSSR,197°)

Die Politik gegenüber der 3* We^ltwird 
dadurch begründet,"bestimmte historische steckt. Er dokumentiert den Ilogemonial-

Mtappen gesellschaftlicher Entwicklung 
könnten nicht übersprungen werden," 
(Schmiederer, S.4 6 ) "Es wird unterschie­
den zwischen der "national-demokrati­
schen" und der später folgenden "sozia­
listischen Revolution".
"Diese 'Entdeckung', der Staat der na­
tionalen Demokratie, wird in der Koexi­
stenztheorie der allgemeinste Nenner, 
unter den sich die divergenten staat­
lichen Gebilde der Entwicklungsländer 
in Latein-Amerika, Asien und Afrika 
subsumieren lassen."(Schmiederer, 4 0 )
Das ermöglicht letztlich jede Form der 
Unterstützung oder Zurückhaltung gegen­
über den befreundeten, den kapitalisti­
schen oder sozialistischen bzw. revo­
lutionären Gruppierungen.

Die SU hat in der Regel nicht die 
revolutionären Bewegungen unters­
tützt, wie sie es nach dem Prinzip 
des "proletarischen Internationalis­
mus" hätte tun müssen, sondern die 
Staaten der 'nationalen Demokratie'.
"Die Beziehungen zu Nasser wurden 
nichts ernsthaft dadurch beeinträch­
tigt, daß die KP Ägyptens verboten 
wurde und die Kommunisten in die Ge­
fängnisse wanderten."(Schmiederer,
S.5 1 ) Weitere Beispiele: 
die Unterstützung Indiens und Pa­
kistans gegen China, die "Neutra­
lität" gegenüber Maos Kämpfen gegen 
die Kuomintang. Auch kemüht sich 
die SU überhaupt nicht darum, die 
KPs in den nationalen Befreiungs­
kämpfen (Irak, Algerien, Kuba) zu 
unterstützen.

Gegenwärtig deutet sich im 
Nahen Osten eine Übereinkunft zwi­
schen der SU und den Vereinigten

Grenzsicherung etc. zwischen Israel 
und den angrenzenden Staaten an. 
Bemerkenswe rt dabei ist ganz beson­
ders die von den arabischen Genossen 
(vgl. letztes Palästina-teach-in 
vom 9.7*) geäußerte Vermutung,' daß 
die beiden Großmächte im Naher. Osten 
ihr Arrangement treffen und gleich­
zeitig die revolutionären Befreiungs­
bewegungen in den arabischen Ländern 
zu liqidieren versuchen.

Und scnließlich ist der gesamte sino- 
sowjetische Konflikt ein Zeugnis 
dieser machtpolitischen Kalkulation, 
die hinter der "friedlichen Koexistenz"
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anspruch der Sowjets in der kommunisti­
schen Bewegung. Der Abzug der sowje­
tischen Techniker aus China im Sommer 
i960 und die Schüsse am Ussuri sind 
dafür bloß zwei willkürlich herausge­
griffene Beispiele.

Abschließend kann nochmals die Frage. > 
aufgenommen werden, weshalb die SU 
dennoch den größten Teil der mili­
tärischen und finanziellen Hilfe an 
Nordvietnam leistet: die SU ist da­
rauf angewiesen, den Schein zu wahren! 
Das kommt schon in Kommentaren der 
bürgerlichen Presse klar zum Ausdruck: 

Wenn in der PR vom 2 7 .6 . 7 0 darauf 
hingewiesen wird, daß es den Russen 

^angenehmer sei, wenn die USA ihren 
f|piimlichen Krieg in Laos weiter zu 
vertuschen suchen, als wenn sie offen 
ihre kriegerischen Aktionen in diesem 
Land bekanntgeben würden. Der Grund: 
die Russen müssen nicht darauf reagie­
ren und können so tun, als wüßten sie 
von nichts.
Der wichtigere Grund für die Unter­
stützung der kämpfenden Völker Südost- 
ads&ens dürfte aber darin liegen, daß 
die SU nur noch so hoffen kann, nicht 
alles Prestige in jenen Regionen und 
in anderen Ländern der 3* Welt zu ver­
lieren. So klarsichtig sind selbst die 
Redakteure der FAZ schon unmittelbar 
nach dem amerikanischen Eindringen nach 
Kambodscha gewesen:
"Es mag viele Gründe für die scharfe 
Äid ungewöhnliche Reaktion Moskaus 

M ß if die militärische Intervention der 
Vereinigten Staaten in Kambodscha geben 
Ohne Zweifel dürfte jedoch die Über­
legung eine dominierende Rolle gespielt 
haben, daß keine Maßnahme so sehr die 
machtpolitische Baäs der SU in Ost­
asien untergräbt und das ideologische 
Leitbild Moskaus in der linksgerich­
teten dritten Welt erschüttert wie die 
fragwürdige Entscheidung des amerikani­
schen Präsidenten. Mao ts*Tung ist 
unverhofft eine Bestätigung seiner 
Theorien und Thesen in den Schoß ge­
fallen, die Moskau in all den Jahren 
bitterer Polemik mit Peking immer wie­
der in Frage zustellen sich bemüht 
hatte."(FAZ,Anfang Mai)
Die bürgerliche Presse kann für uns 
natürlich kein Maßstab sein. Immerhin 
weist dieser Passus noch auf einen 
anderen Sachverhalt hin:

Angesichts der revolutionären Befrei­
ungsbewegungen in der dritten Welt und 
ganz -besonders in Südostasien, ange­
sichts der Existenz des mächtigen 
Ohinas Mao Tse tungs, ist die Voraus­
setzung für die "friedliche Koexistenz", 
die einstmals sich auf die Schwierig­
keiten des "Sozialismus in einem Lande" 
berufen durfte, längst überholt. Auch 
die nukleare Bedrohung ist angesichts 
des Gleichgewichts der atomaren Be­
waffnung kaum akut. Die Politik der 
SU gegenüber den USA, die sich beschie.- 
ben läßt als Versuch, Interessensphären 
abzugrenzen und diese auch, unter allen 
Umständen, mit den erdenklichsten Umwe­
gen und Verschleierungen zu wahren,- die­
se spezifische Form der"friedlichen Ko­
existenz", die den Amis Südostasien 
als Truppenübungsplatz und Bombenziel­
gelände überläßt und dafür selbst die 
Kontrolle über die europäischen "Satelli­
ten" erheischt, diese Politik ist nur 
noch machtpolitisch interpretierbar 
und nähert sich mehr und mehr kapita­
listisch-imperialistischen E scheinungs- 
formen. Ohne den Konflikt mit China 
ließe sich jedenfalls diese spezifische 
Form von Machtpolitik nicht denken.
In ihm Stellung zu beziehen ist eine 
der wichtigen Fragen zur Bildung eines 
klaren politischen Standpunktes ^ in 
der Konstituierung und Rekonstruktion 
revolutionärer Theorie und Praxis.

("Pädagogen -Gruppe: Bodo Voigt )
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Ziel dieses Beitrags ist es, eini­
ge Bemerkungen zu folgenden Fragen 
zu machen:

der frühesten Form des Kapitals, 
waren. "Von der Schöpfung des mo­

dernen Welthandels und Weltmarkts 
datiert die moderne Lebensgeschich­
te des Kapitals.” (Marx)

Sind die augenblicklichen Vorgänge 
in der dritten Welt, die fortwäh­
renden Greueltaten des Imperialis­
mus, überhaupt noch historisch-ma­
terialistisch zu begreifen, d.h. 
auf die widersprüchliche Entwick­
lung der ökonomischen Basis in den 
Metropolen selbst rückführbar?
Oder müssen nicht vielmehr die 
Einzelaktionen des Imperialismus 
als sogar irrational im Sinn deri 
Kapitalrationalität bezeichnet wer­
den? (1 )

Rosa Luxemburg beschrieb bereits 
1913 in der "Akkumulation des Ka­
pitals” diesen Imperialismus:

"Hier herrschen als Methoden Ko­
lonialpolitik, internationales 
Anleihesystem, Politik der Interes­
sensphären, Kriege. Hier treten 
ganz unverhüllt und offen Gewalt, 
Betrug, Bedrückung, Plünderung 
zutage, und es kostet Mühe, unter 
diesem Wust der politischen Ge­
waltakte und Kraftproben die 
strengen Gesetze des ökonomischen 
Prozesses aufzufinden.”

Letztere wollen wir in ihren Aus­
wirkungen auf die dritte Welt be­
trachten. Das sich hier bei stel­
lende Problem - die Bestimmung des 
Zusammenhangs von Macht und ökono­
mischem Gesetz heute - ist jedoch 
ohne Rückgriff auf die historische 
Genese des Imperialismus nicht zu 
klären.

1, Die Entstehungs- und Frühphase 
des Kapitalismus

Bekanntlich haben die Länder des 
christlichen Abendlandes ab 15oo 
die Methoden kolonialer Ausbeutung 
zu immer abscheulicheren Formen 
weiterentwickelt. Die Rationalität 
dieses Prozesses bestand darin, daß 
die expropriierten Schätze der Ko­
lonien eins der wesentlichsten 
Elemente und Triebkräfte für die 
Herausbildung des Handelskapitals,

Neben die Form der Ausplünderung 
in Gestalt z.B. der spanischen Ko­
lonialpolitik trat bald eine kaum 
verschleierte zweite Form: Die Aus­
beutung durch - mit Hilfe von auf­
gezwungenen Handelsverträgen betrie­
benen - Warenexport. Indien, einst 
eine Kulturnation von beachtlichem 
Wohlstand, wurde mit Hilfe dieser 
Methode ruiniert: Ehemals bedeu­
tender Exporteur von Baumwolltex- 
tilien, durfte es auf Grund von 
Handelsverträgen nur noch spott­
billige Baumwolle nach England aus­
führen, die dann nach ihrer Verar­
beitung teuer an Indien zurückver­
kauft wurde. So entwickelte sich 
das noch auf schwachen Füßen ste­
hende Kapital auf Kosten der Kolo­
nien. Der zweite Effekt: Die über­
kommene FeudalStruktur der kolonia­
len Länder wird zerstört; sie gera­
ten in die Position des reinen Roh­
stofflieferanten, der keine ernst­
hafte Konkurrenz mehr darstellt, 
und nur noch im System der inter­
nationalen Arbeitsteilung in Abhän­
gigkeit von den Industrienationan 
lebensfähig ist.

2. Vom Konkurrenz- zum Monopolka­
pitalismus

Nicht zuletzt also mit Hilfe der 
aus den Kolonien expropriierten 
Reichtümer hatte sich der Kapita­
lismus gegen Handwerk und Feudalis­
mus durchsetzen können. In Europa 
setzte im 1 9 . Jahrhundert ein unge­
heurer wirtschaftlicher Aufschwung 
ein. Die große Industrie entstand, 
immer größere Teile der Bevölke­
rung wurden direkt oder indirekt 
unter das Kapital subsumiert, aus 
denen immer größere Mehrwertmassen 
herausgepreßt wurden. Schon um 
18 8 0 bilden sich die ersten Konzer­
ne, Trusts und Aktiengesellschaf­
ten heraus: Der Monopolkapitalismus 
beginnt, den Kapitalismus der frei­
en Konkurrenz zu verdrängen.



Diese Entwicklung erhält für die 
Kolonien eine fatale Bedeutung. Zur 
Ausbeutung durch Warenexport tritt 
die Ausbeutung durch Kapitalexport. 
Welche Ursachen liegen dem zugrunde?

a) Unter monopolistischen Bedingun­
gen verstärken sich die Schwierig­
keiten, Profite profitabel zu rein­
vestieren: Während im Konkurrenz­
kapitalismus der Kampf zwischen 
Firmen durch Preiskonkurrenz ge­
führt wird, (Einführung von neuen 

Maschinen - Vermehrung des Waren­
angebots - Preisfall), ist unter 
den Bedingungen des Monopols dieser 
Mechanism us tendenziell aufgeho­
ben. Durch Marktaufteilung und Ab­
sprachen entfällt die Notwendig­
keit, durch Ausweitung und Verbil­
ligung der Produktion den Konkur­
renten ausbooten zu müassen. Damit 
werden aber auch die Investitions­
chancen im Inland eingeschränkt.

Die daraus resultierenden Krisen 
wegen Überakkumulation von Kapital 
können durch Kapitalexport in kolo­
niale Länder entschärft werden.

b) In den Kolonien kann sich das 
Kapital erheblich besser verwerten 
als in den industrialisierten Län­
dern: Die Profite sind auf Grund 
des niedrigeren Lohnniveaus der 
Arbeitskräfte, der ungleichen 
Handelsbedingungen etc. um vieles 
höher.

Weitere Gründe kommen hinzu:

c) Mit der enormen Ausdehnung der 
Produktion, der Verwendung von Ma­
schinensystemen und der Eröffnung 
neuer Produktionssparten (Chemie) 
wächst die Bedeutung der Rohstoffe 
im allgemeinen, besonders aber die 
einiger nicht in Europa vorfindli- 
cher, aber in den Kolonien vorhan­
dener Rohstoffe (Erdöl, Kupfer etc).

d) Der dem Kapitalismus inhärente 
Widerspruch von Produktenausstoß 
und Konsumkraft der Massen, der 
Überproduktionskrisen bewirkt, 
läßt sich durch Warenexport in die 
dritte Welt abschwächen.

Bei der Durchsetzung dieser Inter­
essen der Monopole geraten die poli­
tischen Träger dieser Interessen,

die imperialistischen Staaten, in 
Konflikt zueinander. Der erste im­
perialistische Weltkrieg ist die 
Folge.

3» Imperialismus und Spätkapitalis­
mus

In den Beziehungen der imperiali­
stischen Länder zur dritten Welt 
hat sich heute ein Wandel vollzo­
gen: Die Bedeutung des Waren- und 
Kapitalexports in die dritte Welt 
für den Kapitalismus ist - bezogen 
auf die vorherige Epoche - relativ 
zurückgegangen.

Besonders deutlich wird das an dem 
Faktum, daß die Auslandsinvestitio­
nen der kapitalistischen Länder in 
die Länder der dritten Welt im Ver­
hältnis zu den Investitionen der 
kapitalistischen Länder untereinan­
der relativ abgenommen haben.

Die Gründe hierfür sind vielfältig:

a) In den Industrienationen ist der 
innere Markt erheblich angewachsen, 
er bietet damit günstige Investi­
tionsmöglichkeiten, besonders, wenn 
noch Preis- und Lohngefälle und Un­
terschiede im technologischen Ni­
veau zwischen den kapitalistischen 
Staaten hinzukommen (US-Investitio- 
nen in Europa).

b) Die neuen Steuerungs- und Kri­
senverhinderungsinstrumente der 
bürgerlichen Ökonomie, sowie die 
Kapitalvernichtung durch Rüstung, 
Raumfahrt und Verschleiß lassen 
die Bedeutung der 3*Welt als poten­
tiellen Krisenentschärfer zurück­
gehen.

c) Die Sicherheit für die Investi­
tionen in Gestalt der Stabilität 
der Herrschafts- und Produktions­
verhältnisse ißt in der 3«Welter- 
heblich geringer als in den "zivi­
lisierten" Gebieten, ein Verdienst 
der sich immer stärker entwickeln­
den Befreiungsbewegungen.

Dies alles kann natürlich nicht 
heißen, daß der Imperialismus heute 
seine reale ökonomische Basis ver­
loren hätte. Solange das Ziel der 
kapitalistischen Produktionsweise 
die Maximierung des Profits ist,



werden die Länder der 3» Welt im­
mer dazu herhalten müssen, Extra­
profitquelle und Rohstofflieferant 
zu sein. Die Profitrate für inve­
stiertes Kapital ist heute in der
3. Welt viermal so hoch wie in den 
kapitalistischen Staaten, So er­
gibt sich, daß, obwohl die Kapital' 
anlagen der USA in Europa doppelt 
so hoch sind wie in der gesamten
3. Welt, die Profite aus diesem 
Gebiet die aus den europäischen 
Anlagen noch um 1/4 übersteigen.

In dem Maße aber, wie die organi­
sche Zusammensetzung des Kapitals 
zunimmt, wird im Zusammenhang mit 
dem tendenziellen Fall der Profit­
rate die Bedeutung der Extrapro­
fite größer. Daneben bleibt die 
Sicherung der billigen Rohstoff­
quellen noch immer ein ebenfalls 

bestimmendes Motiv für die Unter­
drückung der 3 .Welt.
Wir fassen damit zusammen:

Es erscheint uns heute nicht mehr 
haltbar, einen Zusammenbruch des 
kapitalistischen Systems bei Ver­
lust der kolonialen bzw. halbkolo­
nialen Gebiete ökonomisch abzulei­
ten (2). Das bedeutet aber nicht, 
wie wir zu zeigen versucht haben, 
daß die imperialistischen Verbre­
chen überhaupt nicht mehr histori 
isch-materialistisch zu erklären 
wären.

4 . Der internationale Klassenkampf

Aus der These, daß - ökonomisch be­
trachtet - der Kapitalismus den Ver 
lust der Kolonien, unter erhebli­
chen Schwierigkeiten, verwinden 
könnte, zu folgern, daß nun keine 
objektive Notwendigkeit für den 
Imperialismus mehr bestände, sei­
ne Einflußsphären in der dritten 
Welt zu verteidigen, hieße dem Öko­
nomismus aufzusitzen.

Wie sjedes gesellschaftliche Ver­
hältnis bringt auch der Imperia­
lismus selbst diejenigen Kräfte 
hervor, die ihn aufheben werden. 
Diese Kräfte stellen sich heute 
dar in Gestalt der sozialistischen 
Länder und Befreiungsbewegungen 
der dritten Welt.

Damit ist heute die internationale 
Lage - im Gegensatz zur Epoche des 
klassischen Imperialismus - gekenn­
zeichnet durch den internationalen 
Klassenkampf zwischen Imperialis­
mus und Sozialismus. Vor diesem 
Hintergrund allein ist es möglich, 
die Teilaktionen der imperialisti­
schen Unterdrückungs- und Ausbeu­
tungsmaschinerie in den Griff zu be 
kommen, ist es möglich, die Libera­
len der FR, die jetzt triumphie­
rend "beweisen”, daß der Imperia­
lismus nicht ein Pöodukt des Kapi­
talismus sein, weil es in Kambod­
scha nur Opium zu holen gäbe, als 
begriffslose Apologeten zu entlar­
ven.

Wir kommen damit zum Schluß:
Gerade die scheinbar "irrationalen" 
Teilaktionen des Imperialismus, 
die nicht mehr bruchlos auf "öko­
nomische Ursachen" rückführbar 
sind, drücken die objektive Ra­
tionalität des kapitalistischen 
Systems aus, welche die Aufrecht­
erhaltung von Knechtschaft und Un­
terdrückung ist; sie drücken aber 
gleichzeitig die tiefe Wider­

sprüchlichkeit aus, die der Impe­
rialismus produziert hat und in die 
er sich tödlich verstricken wird.

Die Befreiungsbewegungen erstar­
ken immer mehr, erringen immer 
größere Siege, und immer größere 
Volksmassen der Länder der dritten 
Welt begreifen, daß die Alterna­
tive für sie nur sein kann: Sozia­
lismus oder Barbarei.

Gleichzeitig verschärfen sich die 
Widersprüche in den imperialisti­
schen Staaten selbst: "Der Stein, 
den sie erhoeben haben, fällt auf 
ihre eigenen Füße!"

(Beitrag von J. Schomburg zum 
Kambodscha-Teach-in im Auftrag 
des Redaktionskollektivs 

"rote texte")

Wer kennt:
5-Zi-Wohnung ^.had für 
spanische Genossen 
^Familie m. Kind) ffiel.6815^8


